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 Protokoll 

über die, am Mittwoch, den 27. September 2017 

  um 18.00 Uhr 

im Rathaus Pressbaum 

stattgefundene 

ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

ÖFFENTLICHER TEIL 

Anwesend: 

Fraktion ÖVP: Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, Vzbgm. Irene Wallner-Hofhansl, 
StR DI Josef Wiesböck, StR Irene Heise, UStR DI Fritz Brandstetter, GR Franz 
Kerschbaum, GR Maria Auer, GR Jutta Polzer, GR Thomas Tweraser, GR Markus 
Naber BA MA MSc, GR Roswitha Hejda, GR Martin Söldner, GR Elisabeth 
Szerencsics, GR DI Erik Kieseberg 

Fraktion SPÖ: Vzbgm. Alfred Gruber, StR Reinhard Scheibelreiter, GR Dr. Peter 
Großkopf, GR Ing. Anton Strombach, GR Ing. Thomas Ded, GR Michael Soder MSc, 
GR Franz Alexander Langer 

Fraktion WIR: StR Wolfgang Kalchhauser, GR Ing. Jochen Pintar 

Fraktion FPÖ: GR DI Verena Nekham, GR Mag. Helfried Jedlaucnik 

Fraktion GRÜNE: UStR Michael Sigmund, GR Christine Leininger, GR Philip Renner 

Fraktion NEOS: GR Tanja Ehnert, GR Alexander Knapp 

Entschuldigt: GR Günter Fahrner, GR DI Robert Hartlieb, StR Anna-Leena 
Krischel Bakk.phil. 

Entschuldigt verspätet: GR Soder MSc (kommt während Top 12), GR Ing. Ded 
(kommt während Top 3), GR Hejda (kommt während Top 3) 

Frühzeitig verlassen: GR Szerencsics (nach Top 17), GR Langer (nach Top 24) 

Auskunftspersonen: Sta.-Dir. Andrea Hajek 

Schriftführerin:  Michaela Kröss 

Beginn:   18.00 Uhr 

Ende:    22.27 Uhr 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 
erfolgt, die Beschlussfassung ist gegeben. 

Es wurde 1 Dringlichkeitsantrag eingebracht 
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1 Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 27.09.2017 eingebracht von UStR DI Brandstetter bezüglich 
Strombeschaffung 2019 bis 2021, Teilnahme an der Ausschreibung BBG GZ 
2201.03029 der Bundesbeschaffung GmbH 
Der Bürgermeister ersucht um Zuerkennung der Dringlichkeit. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wird unter Top 31 behandelt. 
 
Top 8, 29, 38, 40, 46 werden abgesetzt. 
 
Der Bürgermeister geht wie folgt in die Tagesordnung ein: 

TAGESORDNUNG 
Öffentlicher Teil: 

1. 1 Entscheidung über Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 
(28.06.2017) 

2. Anhörung einer Auskunftsperson zu Top FF Pressbaum Anschaffung HLF 3 
(GR Naber BA MA MSc) 

3. Anschaffung HLF 3 – FF Pressbaum (GR Naber BA MA MSc) 
4. Bericht Prüfungsausschuss (GR Dr. Großkopf) 
5. Grundabtretung Kaiserspitz 2 b (Vzbgm. Gruber) 
6. Grundabtretung Kaiserspitz 19 a (Vzbgm. Gruber) 
7. Grundabtretung Landesstraße Nebenfläche – Pfalzauerstr. Nächst ONr. 57-63 

(UStR DI Brandstetter) 
8. Grundabtretung Landesstraße Nebenfläche (UStR DI Brandstetter) 
9. Beschluss überplanmäßige Bedeckung – Mehrkosten Bausachverständige 

(Vzbgm. Gruber) 
10. Übereinkommen ÖBB – Gemeinde (Vzbgm. Gruber) 
11. Übereinkommen Gemeinde (ÖBB) – Michael Resch (Vzbgm. Gruber) 
12. Brunnengrundstücke – Karriegelstraße (Vzbgm. Gruber) 
13. Benützungsvertrag ÖBF – Busumkehrplatz Pfalzauerstraße (UStR DI 

Brandstetter) 
14. Löschungserklärung Hauptstraße 112 (UStR DI Brandstetter) 
15. Flächenabtausch ÖBB-Grundstücke mit öffentlichem Gut der Stadtgemeinde 

Pressbaum (UStR DI Brandstetter) 
16. Teilweiser Übertrag von Gst.Nr. 306/3 in das Öffentliche Gut – Frauenwart 

(StR Scheibelreiter) 
17. Kommunalsteuerförderung (StR Scheibelreiter) 
18. Anschaffung MTF – FF Rekawinkel (GR Naber BA MA MSc) 
19. Subventionen (GR Naber BA MA MSc) 
20. Heimatmuseum – Anmietung einer neuen Räumlichkeit (GR Naber BA MA 

MSc) 
21. Beschluss überplanmäßige Bedeckung – Englisch im Kindergarten (StR 

Heise) 
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22. Neuer Vertrag Schulärztin (StR Heise) 
23. Schulische Nachmittagsbetreuung – Elterntarife neu per 01.01.2018 (StR 

Heise) 
24. Zusatz zum Stadtsaal-Leihvertrag (Essen Nachmittagsbetreuung) (StR Heise) 
25. Grundsatzbeschluss Ankauf der Liegenschaft Hauptstraße 26 (Vzbgm. 

Gruber) 
26. Geschenkannahme – Sponsoren Spielplatz Karriegel (Vzbgm. Gruber) 
27. Resolution Atomkraftwerk (UStR Sigmund) 
28. Heizung Wirtschaftshof (GR Mag. Jedlaucnik) 
29. GPS für Dienstfahrzeuge (GR Mag. Jedlaucnik) 
30. Hundeabgabeverordnung (StR DI Wiesböck) 
31. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen  
32. Bericht Prüfung des Jahresabschlusses – PKOMM (GR Söldner) 
33. Berichte 
 

Zu Top 1 – Entscheidung über Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 
(28.06.2017) 
Es liegen keine schriftlichen Einwendungen vor. Das Protokoll vom 28.06.2017 ist 
somit genehmigt. 
 
Zu Top 2 – Anhörung einer Auskunftsperson zu Top FF Pressbaum 
Anschaffung HLF3 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Anhörung von Herrn Kommandant Ing. Kurt Heuböck zu 
Top 3 zustimmen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 3 – Anschaffung HLF 3 – FF Pressbaum 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Naber BA MA MSc/ Mag. Hager) 
Herr GR Markus Naber BA MA MSc begrüßt Hr. MR Ing. Kurt Heuböck als 
Auskunftsperson von Seiten der Feuerwehr Pressbaum und informiert die Damen 
und Herren des Gemeinderates einleitend wie folgt: 
Seit ca. 2 Jahren gibt es laufende Gespräche mit der Feuerwehr Pressbaum zwecks 
Durchführung einer Ersatzbeschaffung für den alten HLF 3 der Feuerwehr 
Pressbaum, welcher de facto nicht mehr betriebssicher ist. Von Seiten der 
Stadtgemeinde wurde versucht, das gegenständliche Fahrzeug über den 
bestehenden Rahmenvertrag mit der BBG kostengünstig zu beschaffen. Nach einer 
ausführlichen Prüfung teilte die Feuerwehr Pressbaum aber mit, dass der, für die 
Feuerwehr Pressbaum bestgeeignetste, Fahrzeugtyp nur über eine EU-weite 
Ausschreibung beschaffbar ist. Betreffend die Finanzierung ist zu beachten, dass ein 
Darlehen im gesamten Projektumfang im heurigen Jahr durch die Aufsichtsbehörde 
nicht mehr genehmigt wird. Es gibt nur die Möglichkeit eines LFSA Darlehens in der 
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Höhe von maximal 50 % der Anschaffungskosten gemäß 
Mindestausrüstungsverordnung, welches nicht genehmigungspflichtig ist. Bis zum 
31.12.17 gilt: Langfristige Finanzierung für Ankauf Feuerwehrgeräte und/oder 
Barrierefreiheit im Gemeindegebiet. Ein diesbezügliches Ansuchen muss daher noch 
im Herbst gestellt werden. Die Finanzierung erfolgt auf maximal 15 Jahre und ist bis 
zu maximal 50 % der Gesamtkosten möglich. Im VA 2017 sind Ausgaben von € 
477.000,- budgetiert. Derzeit würde sich die Einnahmen/Ausgabensituation wie folgt 
darstellen: 
Kosten lt. Angebot Brutto      € 467.150,54 
+ Ausschreibungskosten RA ca. Brutto    €   18.000,00 
+ Wärmebildkamera Brutto     €     5.000,00 
+ Atemschutzgeräte Brutto     €   10.000,00 
Abzüglich des hydraulischen Rettungssatzes Brutto - €   36.000,00 
GESAMTKOSTEN ca. Brutto     € 464.150,54 
Die Stadtgemeinde Pressbaum muss vorab einmal die Finanzierung – 
abzüglich der Eigenleistung der Feuerwehr – vorfinanzieren.  
Förderungen & Eigenleistungen mit heutigem Stand: 
LFVB Zusage vom 7. Juli 2017     €    80.000,00 
LFVB Zusage ASFINAG Förderung vom 7. Juli 2017  €    26.000,00 
Überschuss Vorjahre bzw. weniger Kosten   €    43.000,00 
Eigenleistung der Feuerwehr Pressbaum   €    15.000,00 
GESAMTFÖRDERUNG + EIGENLEISTUNG   € 164.000,00 
Abzüglich kalkulatorischer USt-Rückvergütung 
Gemäß aktuellem Schreiben der NÖ LR besteht die Möglichkeit für NÖ Gemeinden 
auf Rückerstattung der Mehrwertsteuer, wobei aus diesem Schreiben nicht 
hervorgeht, ob die Mehrwertsteuer nur vom Gesamtbetrag einer Beschaffung auf 
Basis der Mindestausrüstungsverordnung rückerstattet wird, oder von jedem 
beliebigen Kaufpreis, also auch mit Zusatzfeatures/Extrawünschen.  
In weiterer Folge erteilt Herr GR Markus Naber BA MA MSc Hr. MR Ing. Kurt 
Heuböck das Wort, der mittels einer Power-Point-Präsentation den 
Beschaffungsprozess aus Sicht der Feuerwehr ausführlich darstellt (siehe Beilage). 
Bedeckung: VA 2017: HH-St.: 5/163000 FF Pressbaum Ersatzbeschaffung 
  VA 2018: HH-St.: 5/163000 FF Pressbaum Ersatzbeschaffung 
Der zuständige Gemeindeausschuss hat eine einstimmige positive Empfehlung 
abgegeben und festgehalten, dass es – so wie bei der Beschaffung des HLF 2 für die 
FF Rekawinkel – wieder eine Vergabekommission geben soll und eine Vergabe nach 
dem Bestbieterprinzip anzustreben wäre. 
Wortmeldungen: GR Dr. Großkopf, Vzbgm. Gruber, Ing. Heuböck, GR Naber BA MA 
MSc, GR Mag. Jedlaucnik, UStR Sigmund, GR Knapp, Bgm. Schmidl-Haberleitner, 
GR Söldner 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den  
Antrag: 
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Der Gemeinderat möge in Form eines Grundsatzbeschlusses der Einleitung des 
Beschaffungsprozesses für ein HLF 3 (inkl. Atemschutz) – gemäß den vorliegenden 
und von der Feuerwehr Pressbaum frei gegebenen – Ausschreibungsunterlagen mit 
Bruttogesamtkosten von maximal € 477.000,- zustimmen. 
Der Gemeinderat möge weiters gemäß dem vorliegenden Angebot der 
Rechtsanwaltskanzlei Heid & Schiefer den Auftrag zur EU-weiten Ausschreibung des 
neuen HLF 3 erteilen, wobei der Auftragnehmer auch einen Vergabevorschlag an 
den Gemeinderat vorzulegen hat. Die Ausschreibung hat gemäß der Richtlinie über 
die Förderung bei der Anschaffung von Feuerwehrfahrzeugen, Geräten und 
Ausrüstungsgegenständen (Richtlinie der NÖLFVB vom 13. Juni 2017, Pkt. II) zu 
erfolgen. Im Rahmen dieser Ausschreibung ist vorzusehen, dass für geleistete 
Zahlungen (Anzahlungen, Vorauszahlungen, a conto-Zahlungen) vom 
Auftragnehmer eine Bankgarantie verlangt wird, sofern noch keine 
Eigentumsübertragung (Auslieferung) erfolgt ist. 
Auf Basis des Richtangebotes und entsprechend der Finanzierungsaufstellung bis 
zur Vorlage des Vergabevorschlages muss das LFSA-Darlehen in Höhe von max. 
50% der Anschaffungskosten (max. € 225.000,-) gemäß 
Mindestausrüstungsverordnung ausgeschrieben werden. Die restliche Finanzierung 
soll durch den a.o.H. erfolgen. 
Nach Durchführung der Ausschreibung ist der Vergabevorschlag der 
Rechtsanwaltskanzlei sowie die Entscheidung über die Darlehensvergabe zur 
konkreten Beschlussfassung der Auftragsvergabe neuerlich dem Gemeinderat 
vorzulegen. 
Die Versicherung hat in weiterer Folge über die „Blaulichtsuperpolizze“ des NÖLFVB 
zu einer Jahresprämie von ca. € 700,- zu erfolgen. Alle möglichen Förderungen + 
Förderungsauszahlungen haben auf das Konto der Stadtgemeinde Pressbaum zu 
erfolgen und werden dem Projekt zugerechnet. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 4 – Bericht Prüfungsausschuss 
GR Dr. Großkopf berichtet: 
1. Kassenprüfung 
Bei der unangesagten Kassaprüfung wurde der Buchungsabschluss vom 14.9.2017 
mit den Kontenständen verglichen und Übereinstimmung festgestellt. 
2. Prüfung der durch das Büro Denk 2016 erfolgten 
Kontrahentenausschreibung (Basis für diverse zu prüfende Bestellungen) 
Die Ausschreibung durch das Büro Denk hinsichtlich der Vorgaben für die 
Angebotslegung wurde vom Prüfungsausschuss im Detail geprüft und für 
nachvollziehbar und in Ordnung befunden. Aufgrund der vorgelegten 
Kostenvoranschläge für die 5 einzelnen Leistungsgruppen ergab, dass die Firma 
Braunias unter den 4 anbietenden Firmen, als Best- und Billigstbieter hervorgeht.  
3. Prüfung Bestellung und Abrechnung der jährlichen Straßenreinigung 
(Bestellung Leiter Wirtschaftshof nach StR-Beschluss) 
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Die Bestellung und Abrechnung basiert auf dem Beschluss des Stadtrats vom 
5.4.2017. Vom Prüfungsausschuss wurde die hierfür gelegte Rechnung mit dem 
Angebot aus der Kontrahentenausschreibung abgeglichen und es wurde 
Übereinstimmung festgestellt. 
4. Kanaldeckelsanierung (Bestellung Leiter Wirtschaftshof) 
Die Bestellung dieser Arbeiten basiert auf einem Antrag des Wirtschaftshofes an den 
Stadtrat, aufgrund einer vom Wirtschaftshof durchgeführten Überprüfung des 
Zustands der Kanaldeckel. Die von der Firma Braunias durchgeführten Arbeiten 
liegen im Rahmen der Kontrahentenausschreibung, wobei die einzelnen 
Rechnungsposten durch die individuellen Erfordernisse jedes Kanals variieren.  
5. Prüfung der Entsorgung von Kehrgut und Aushubmaterial (Bestellung Leiter 
Wirtschaftshof) 
Die Bestellung und Abrechnung basiert auf dem Beschluss des Stadtrats vom 
5.4.2017. Vom Prüfungsausschuss wurde die hierfür gelegte Rechnung mit dem 
Angebot aus der Kontrahentenausschreibung abgeglichen und es wurde 
Übereinstimmung festgestellt. Die gegenüber der Kontrahentenausschreibung 
höheren Baggerkosten resultieren lt. Herrn Gundacker durch den Einsatz eines 
anderen Baggers.  
6. Prüfung der Bestellung und Abrechnung der Unkrautbeseitigung und 
Straßenkehrung nach Starkregen (Bestellung Leiter Wirtschaftshof aufgrund 
StR-Beschluss) 
Die Bestellung und Abrechnung basiert auf dem Beschluss des Stadtrats vom 
5.4.2017. Vom Prüfungsausschuss wurde die hierfür gelegte Rechnung mit dem 
Angebot aus der Kontrahentenausschreibung abgeglichen und es wurde 
Übereinstimmung festgestellt. 
Zu Top 7 - Prüfung der Bestellung eines Rasentraktors durch Leiter 
Wirtschaftshof auf Basis StR-Beschluss) 
Die vom Ausschuss Gemeindeeinrichtungen empfohlene Anschaffung eines 
Rasentraktors wurde am 27.03.2017 vom GR aufgrund eines mehrheitlichen 
Beschlusses an den Ausschuss zur Ergänzung mit einer Kostenvergleichsrechnung 
verschiedener Angebote rückverwiesen. 
Daraufhin wurden zu den drei vorliegenden Angeboten der Firmen Passecker, 
Jelinek und Ortlieb zusätzlich Angebote der Firma Nekham und Zimmer eingeholt 
und eine Kostenvergleichsrechnung vorgenommen. Die Frage der Beschaffung 
wurde dann am 15.05.2017 im Rahmen seiner finanziellen Ingerenz für Bestellungen 
vom Stadtrat und nicht mehr vom Gemeinderat behandelt. Aufgrund der für 
erforderlich gehaltenen Eignung der angebotenen Geräte für Sommer und 
Winterbetrieb und den damit verbundenen und zwischen 4.195 € und 8.112€ 
geringeren Personalkosten kamen nur mehr die umsatzsteuerbereinigten Angebote 
der Fa. Passecker (41.472,7 €) und der Fa. Nekham (38.540,75 €) in Frage. Das 
heißt, dass das Angebot der Firma nö. Firma Nekham um 2.932 € billiger als das 
Angebot der Firma Passecker war. Die aufgrund der angenommenen Nutzungsdauer 
von 10 Jahren errechneten Jahreskosten waren bei der Firma Nekham um 293,20 € 
günstiger. Trotzdem wurde lt. Protokoll der Stadtratssitzung vom 15. Mai.2017, dem 



Gemeinderatssitzung am 27. September 2017 – öffentlicher Teil 

7  
allerdings die Kostenvergleichsrechnung nicht beilag, von STR Kalchhauser der 
Antrag auf Beschaffung des Rasentraktors bei der Pressbaumer Firma Passecker 
gestellt. Das Abstimmungsergebnis ergab 4 Stimmen dafür und 4 Enthaltungen. 
Dadurch entschied Frau VzBm Wallner Hofhansl für den Ankauf bei der Firma 
Passecker. In einer Stellungnahme für den Prüfungsausschuss begründete Frau 
Vz.Bm ihre Entscheidung  

 mit der Förderung lokaler Firmen, der Sicherung deren Standorts sowie von 
langfristigen Kommunalsteuereinnahmen 

 des Wegfalls von Transportkosten bei allfälligen Reparaturen und damit 
verbundenen besseren Verfügbarkeit 

 u. zusätzlich wurde ein Belastungsgewicht für die Bearbeitung steilerer 
Böschungen als kostenlose Zusatzleistung mitgeliefert 

 Darüber hinaus empfiehlt der Prüfungsausschuss die durch den Betrieb des 
Rasentraktors gegebenen Einsparungen von Personalkosten zu kontrollieren. 

Der Prüfungsausschuss hat die Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit dieser Beschaffung geprüft und für in Ordnung befunden. 

8. Allfälliges 
 -  
Alle von der Verwaltung vorgelegten Unterlagen wurden in der Ausschusssitzung 
geprüft. 
 
Zu Top 5 – Grundabtretung Kaiserspitz 2b 
Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber/Mag. Wallner) 
Betrifft: Grundabtretung, Gst. 64/37, EZ. 436, KG 01907 (Rekawinkel) 
Gemäß Teilungsplan GZ: 6582/17 vom 30.08.2017, der Vermessung Koller ZT 
GmbH, Hauptplatz 11/19, A.3002 Purkersdorf werden die nachstehenden Teilstücke 
KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum abgetreten: 
Das Teilstück Nr. 1 des Grundstücks 64/37, EZ. 436, KG 01907 (Rekawinkel) im 
Ausmaß von 12m², wird dem Grundstück 64/38, EZ. 471, KG 01907 (Rekawinkel), 
(Öffentliches Gut der Stadtgemeinde Pressbaum) zugewiesen. 
Das Gesamtausmaß der Grundabtretung beträgt 12m² 
Der Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die Abtretung 
stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass das Teilstück Nr. 1 des Grundstücks 
64/37, EZ. 436, KG 01907 (Rekawinkel) im Ausmaß von 12m², lasten- und 
bestandsfrei in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (64/38, EZ. 471, 
KG 01907 (Rekawinkel) abgetreten wird. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 6 – Grundabtretung Kaiserspitz 19a 
Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber/Mag. Wallner) 
Betrifft: Grundabtretung, Kaiserspitz 19a, Gst. 64/64, EZ.467, KG 01907 
(Rekawinkel) 
Gemäß dem Teilungsplan GZ. 6563/17 vom 22.01.2016 (eingelangt am 08.04.2016), 
erstellt durch Dipl.-Ing. Karl Koller ZT GmbH, Hauptplatz 11/19, A-3002 Purkersdorf 
werden die nachstehenden Teilstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. 
BESTANDSFREI in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum abgetreten: 
Das Teilstück Nr. 1 des Grundstückes 64/64, EZ. 467, KG 01907 (Preßbaum) wird 
dem Grundstück 64/38, EZ. 471, KG 01907 (Rekawinkel) (Öffentliches Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum) zugewiesen. 
Das Gesamtausmaß der Grundabtretung ins Öffentliche Gut beträgt 11 m². 
Der Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die Abtretung 
stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung des 
Teilstück 1 des Grundstückes 64/64, EZ. 467, KG 01907 (Preßbaum) in das 
öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst. 64/38, EZ. 471, KG 01907) 
gemäß dem Teilungsplan beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 7 – Grundabtretung Landesstraße Nebenfläche - Pfalzauerstraße nächst 
ONr 57-63 
Sachverhalt: (UStR DI Brandstetter / W. Dibl) 
Mit 23.3.2017 erfolgte durch das Land NÖ eine Grenzverhandlung im Bereich 
Pfalzauerstraße 57 – 63 und es wurde dabei eine neue Abgrenzung der 
Nebenflächen (Gehsteig) festgelegt. Zur Durchführung im Grundbuch nach dem 
Liegenschaftsteilungsgesetz ist ein GR-Beschluss erforderlich. 
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge gemäß der Vermessungsurkunde GZ 51973 vom 23.05.2017 
der Übertragung der Teilstücke 1, 3 und 4 im Gesamtausmaß von 299 m² in die EZ 
2664 Gst. 239/3 KG 01905 Preßbaum öffentliches Gut der Stadtgemeinde Pressbaum 
zustimmen.  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
GR DI Nekham nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Zu Top 8 – Grundabtretung Landesstraße Nebenfläche 
Wird abgesetzt. 
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Zu Top 9 – Beschluss überplanmäßige Bedeckung – Mehrkosten 
Bausachverständige 
Sachverhalt: (Vzbgm. Gruber / W. Dibl) 
Auf Grund der zahlreichen zu beurteilenden Bauvorhaben und der zusätzlichen 
Verpflichtung eines Bausachverständigen ist die Budgetierung der SV Honorare 
überschritten.  
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge bei den Budgetansätzen 2017 zur Verrechnung der 
Bausachverständigengebühren für „1/131000-642000 SV Honorare verrechenbar“ 
Ansatz € 30.000,- die Erhöhung auf € 40.000,- beschließen. 
Bedeckung: 2/131000+817000 Einnahmen Verrechenbare Sachverständige 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
GR DI Nekham nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Zu Top 10– Übereinkommen ÖBB - Gemeinde  
Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber/ Mag. Schindlecker) 
Die Stadtgemeinde Pressbaum beabsichtigt (Vereinbarung, Z.: 2016-0238-3107, 
siehe Beilage /.I), eine Teilfläche des Grundstückes 154/1 der EZ 636, KG 01907 
Rekawinkel im Ausmaß von 1.468 m² und eine Teilfläche des Grundstückes 3/2 der 
EZ 59, KG 01907 Rekawinkel im Ausmaß von 150 m² (siehe rot gekennzeichnete 
Liegenschaft im Teilungsentwurf des Ingenieurbüros für Vermessung und 
Geoinformation Ernst Resch, Beilage /.II) gemäß §§ 15 ff 
Liegenschaftsteilungsgesetz von der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, FN 
71396w, Praterstern 3, 1020 Wien, gemäß § 24 Bundesbahngesetz vertreten durch 
die ÖBB-Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, FN 249152a, Nordbahnstraße 
50, 1020 Wien, zu erwerben. 
Sämtliche in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten und vertraglichen 
Verpflichtungen werden mit Schuldübernahmevertrag von Herrn Michael Resch 
übernommen, der diese Grundstücke für die Zufahrt zu seinem zu errichtenden 
Betriebsgebäude benötigt. 
Wortmeldungen: GR Renner, Vzbgm. Gruber, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Dr. 
Großkopf 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den vorliegenden Vertrag 
beschließen: 
Vertrag 
ÖBB-Immobilienmanagement GmbH 
Region NÖ/BGLD 
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Z.: 2016-0238-3107 
VEREINBARUNG 

1. 
Die ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, FN 71396w, Praterstern 3, 1020 Wien 
gemäß § 24 Bundesbahngesetz vertreten durch die ÖBB-Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH, FN 249152a, Nordbahnstraße 50, 1020 Wien, im folgenden kurz 
„ÖBB“ genannt, erklärt sich bereit, der Stadtgemeinde Pressbaum, Hauptstraße 58, 
3021 Pressbaum als Vertreterin des öffentlichen Gutes im folgenden kurz 
„Gemeinde“ oder "Erwerber" genannt, die nachfolgend angeführte und im 
beiliegenden, einen integrativen Bestandteil dieser Vereinbarung bildenden 
Teilungsentwurf des Ingenieurbüros für Vermessung und Geoinformation Ernst 
Resch rot gekennzeichnete Liegenschaft, bestehend aus einer Teilfläche von 
Grundstück 154/1 (Trennstück 1) sowie einer Teilfläche von Grundstück 3/2 
(Trennstück 2), beide KG 01907 Rekawinkel im Sinne des § 15 ff. 
Liegenschaftsteilungsgesetz zu übertragen. 

2. 
Im Besonderen handelt es sich um folgende Grundflächen: 
 Gst-Nr.  EZ  KG  m²  Widmung  Preis pro 

m²  
Gesamta
b-löse 
pauschal 
in €  

154/1  636  01907 
Rekawinkel  

1.468  öffentl. 
Verkehrs-
fläche  

€ 2,00  2.936,00  

3/2  59  01907 
Rekawinkel  

150  öffentl. 
Verkehrs-
fläche  

€ 2,00  300,00  

3. 
Die ÖBB übernehmen keinerlei Gewähr und keine Haftung für den 
Vertragsgegenstand, insbesondere nicht für ein bestimmtes Flächenausmaß, für 
einen bestimmten Zustand bzw. für eine bestimmte Beschaffenheit oder Eignung der 
vertragsgegenständlichen Grundflächen oder deren Freiheit von Kontaminationen 
und Kriegsrelikten. Die Gemeinde erklärt, die ÖBB im Falle deren Inanspruchnahme 
durch Behörden oder Private für auf den vertragsgegenständlichen Grundflächen 
aufgefundene Altlasten und Kriegsrelikte schad- und klaglos zu halten. 
Die ÖBB erklären, die vertragsgegenständlichen Grundflächen frei von bücherlichen 
Geldlasten sowie frei von jeder Haftung für rückständige Steuern, Abgaben und 
öffentlich- rechtlichen Beiträgen im Sinne des §§ 15 ff. Liegenschaftsteilungsgesetz 
sowie frei von Fahrnissen zu übergeben. 
Die Vertragsparteien erklären, die vertragsgegenständlichen Grundflächen besichtigt 
zu haben und über deren Zustand voll informiert zu sein. 

4. 
Die vertragsgegenständlichen Grundflächen sind im Flächenwidmungsplan der 
Gemeinde als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesen, davon ist die Teilfläche 
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Gst.Nr. 154/1 als Eisenbahngrundstück erklärt. Für eine eventuell erforderliche 
Umwidmung hat die Gemeinde selbst Sorge zu tragen. 
Alle mit der Grundtransaktion verbundenen Kosten (Gebühren, Steuern und 
Abgaben aller Art) einschließlich der Kosten für den erforderlichen Teilungsplan oder 
durch den Erwerber ausgelöste Kosten müssen unbeschadet eines allfälligen 
Unterbleibens eines Vertragsabschlusses vom Erwerber getragen werden. 
Für den Fall, dass eine über die derzeitige Nutzung hinausgehende Nutzung durch 
Umwidmungen innerhalb von zehn Jahren ab dem Datum des Vertragsabschlusses 
ermöglicht werden sollte, insbesondere wenn eine Umwidmung in höherwertige 
Widmungskategorien erfolgt, erhöht sich der Kaufpreis auf den der geänderten 
Widmungsart entsprechenden Kaufpreis. Dieser ist, sofern keine einvernehmliche 
Festlegung zwischen den Vertragspartnern erfolgt, von einem gerichtlich beeideten 
Sachverständigen für das Immobilienwesen festzulegen. Der Aufzahlungsbetrag ist 
binnen sechs Wochen ab Rechtskraft aller Umwidmungen zur Zahlung fällig. Die 
Bestellung des Sachverständigen erfolgt im Einvernehmen durch die 
Vertragspartner. Sofern keine Einigung über die Person des Sachverständigen 
erfolgt, ist dieser mittels Los aus einer Liste von fünf durch die Verkäuferin benannten 
beeideten Sachverständigen zu ermitteln. Die Kosten für die Gutachtenserstellung 
sind von beiden Seiten zu gleichen Teilen zu tragen. Der Käufer verpflichtet sich, 
binnen einer Frist von längstens drei Wochen ab Rechtskraft aller Umwidmungen die 
ÖBB darüber unter Angabe der relevanten auf den Geschäftsfall bezogenen Daten 
(GStNr., KG, etc.) zu informieren. 
Im Bereich des Verkaufsgegenstandes bzw. in der Nähe können sich bahnfremde 
Einbauten Dritter befinden. Der Erwerber wird darauf hingewiesen, dass im Falle von 
zukünftigen Bauarbeiten, Grabungsarbeiten, dgl. mit den Leitungsträgern das 
Einvernehmen herzustellen ist und allfällige Leitungsrechte und Pflichten von diesem 
entschädigungslos zu übernehmen und gegebenenfalls auch grundbücherlich 
sicherzustellen sind. Der Erwerber nimmt in diesem Zusammenhang zur Kenntnis, 
dass von Bahn-km 24,131 bis Bahn-km 24,934 Abwasserkanäle der Stadtgemeinde 
Pressbaum verlegt sind. Von Bahn-km 24,772 bis Bahn-km 24,779 befindet sich eine 
Kabelleitung der Telekom Austria AG. Von Bahn-km 24,777 bis Bahn-km 25,490 
verläuft eine Wasserleitungsentlanglegung der Stadtgemeinde Pressbaum. Vor 
Verkauf ist vom Erwerber die genaue Lage dieser bahnfremden Einbauten zu 
ermitteln. 
Sonstige Aufzeichnungen über bahnfremde Einbauten im Bereich der 
verkaufsgegenständlichen Fläche bzw. in deren Nahbereich liegen nicht vor. Der 
Erwerber wird jedoch darauf hingewiesen, dass keine vollständige, lückenlose 
Einbautendokumentation für Bahngrundflächen außerhalb des Gleiskörperbereiches 
vorliegt. Werden im Zuge von Bauarbeiten, Grabungsarbeiten, dgl. bahnfremde 
Einbauten angetroffen, können keine Forderungen an die ÖBB gestellt werden. 
Der Erwerber erklärt, sämtliche auf den vertragsgegenständlichen Flächen 
bestehende P&R-Stellplätze aufrecht zu erhalten bzw. für verlustig gegangene 
Stellplätze Ersatzparkflächen in gleicher Zahl zu schaffen. 
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Zu Kabeltrassen und Sicherheitseinrichtungen des Eisenbahnbetriebes ist ein 
Mindestabstand von 2m einzuhalten. Weiters wird der Erwerber ausdrücklich darauf 
aufmerksam gemacht, dass die Fahrleitungsanlagen grundsätzlich dauernd unter 
Spannung stehen und eine Annäherung auf weniger als 4m aus Sicherheitsgründen 
nicht erfolgen darf. 
Die Gemeinde muss sich verpflichten, die Emissionen und Immissionen des 
ordentlichen Eisenbahnbetriebes sowie auch die Einwirkungen eines allfälligen Um- 
oder Neubaus an der Eisenbahnanlage hinsichtlich der vertragsgegenständlichen 
Grundflächen zu dulden und auf die Geltendmachung eines hieraus resultierenden 
Schadens (mit Ausnahme von Personenschäden) zu verzichten. 
Der Erwerber hat alle allfälligen Betriebs- und Baugenehmigungen selbst zu erwirken 
und darin enthaltene Auflagen, Verpflichtungen und sonstige Vorschreibungen auf 
eigene Kosten zu erfüllen und die ÖBB diesbezüglich vollkommen schad- und 
klaglos zu halten. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass alle 
baulichen Errichtungen innerhalb von 12 m Abstand zur nächstgelegenen 
Bahnhofgrenze bzw. Gleisachse einer kostenpflichtigen, eisenbahnrechtlichen 
Ausnahmegenehmigung gemäß §§ 42, 43 Eisenbahngesetz 1957 i.d.g.F. bedürfen. 

5. 
Der unter Pkt. 2. dieser Vereinbarung angeführte Zahlungsbetrag in Höhe von € 
3.236,00 ist von der Gemeinde vor Unterfertigung dieser Vereinbarung auf das Konto 
der ÖBB-Infrastruktur AG bei der UniCredit Bank Austria AG, IBAN: AT44 1100 0002 
6281 8800, BIC: BKAUATWW unter Angabe des Verwendungszweckes (SAP-
Auftragsnummer 830050273021) zu überweisen. Festgehalten wird, dass die 
Gegenzeichnung dieser Vereinbarung durch die ÖBB erst dann erfolgt, wenn der 
Zahlungsbetrag zur Gänze auf dem Konto der ÖBB erliegt. 
Für die Leistungen der ÖBB-Immobilienmanagement GmbH hat der Erwerber die 
vereinbarten Bearbeitungskosten in der Höhe von EUR 250,00 zuzüglich 20 % 
Umsatzsteuer ebenfalls vor Unterfertigung dieser Vereinbarung auf das Konto der 
ÖBB-Immobilienmanagement GmbH bei der UniCredit Bank Austria AG, IBAN: AT90 
1200 0506 6263 1401, BIC: BKAUATWW zu überweisen. 

6. 
Die Herstellung der Grundbuchsordnung gemäß Liegenschaftsteilungsgesetz wird 
durch die Gemeinde veranlasst. Die ÖBB verpflichtet sich, alle für die 
grundbücherliche Durchführung erforderlichen Urkunden in grundbuchsfähiger Form 
an die Gemeinde zu übergeben. 
Die Anzeige des gegenständlichen Erwerbsvorgangs beim Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrssteuern und Glücksspiel sowie die Bezahlung und Abfuhr der 
Grunderwerbsteuer erfolgen durch die Gemeinde. 
Die gegenständliche Vereinbarung wird zweifach ausgefertigt, jeder Vertragspartner 
erhält ein Exemplar. 
Nebenabreden sowie Ergänzungen zu dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform, ebenso die Abrede, künftig von der Schriftform 
abzugehen. 
Als Gerichtsstand wird Wien vereinbart. Es gilt österreichisches Recht. 
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 11– Übereinkommen Gemeinde (ÖBB) – Michael Resch 
Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber/ Mag. Schindlecker) 
Die Stadtgemeinde Pressbaum beabsichtigt (Vereinbarung, Z.: 2016-0238-3107, 
siehe Beilage /.I), eine Teilfläche des Grundstückes 154/1 der EZ 636, KG 01907 
Rekawinkel im Ausmaß von 1.468 m² und eine Teilfläche des Grundstückes 3/2 der 
EZ 59, KG 01907 Rekawinkel im Ausmaß von 150 m² (siehe rot gekennzeichnete 
Liegenschaft im Teilungsentwurf des Ingenieurbüros für Vermessung und 
Geoinformation Ernst Resch, Beilage /.II) gemäß §§ 15 ff 
Liegenschaftsteilungsgesetz von der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, FN 
71396w, Praterstern 3, 1020 Wien, gemäß § 24 Bundesbahngesetz vertreten durch 
die ÖBB-Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, FN 249152a, Nordbahnstraße 
50, 1020 Wien, zu erwerben. 
Sämtliche in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten und vertraglichen 
Verpflichtungen werden mit Schuldübernahmevertrag von Herrn Michael Resch 
übernommen, der diese Grundstücke für die Zufahrt zu seinem zu errichtenden 
Betriebsgebäude benötigt. 
Wortmeldungen: StR Scheibelreiter, Vzbgm. Gruber, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR 
Dr. Großkopf, StR Kalchhauser 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den vorliegenden 
Schuldenübernahmevertrag mit Michael Resch beschließen: 

Vertrag: 

Schuldübernahmevertrag 
 
Zwischen 
 

1. der Stadtgemeinde Pressbaum, Hauptstraße 58, 3021 Pressbaum 
und 
2. Herrn Michael Resch, geb. 25.01.1986, Kaiserbrunnstraße 29, 3021 Pressbaum 
Präambel: 
1.  
Die Stadtgemeinde Pressbaum beabsichtigt (Vereinbarung, Z.: 2016-0238-3107, 
siehe Beilage /.I), eine Teilfläche des Grundstückes 154/1 der EZ 636, KG 01907 
Rekawinkel im Ausmaß von 1.468 m² und eine Teilfläche des Grundstückes 3/2 
der EZ 59, KG 01907 Rekawinkel im Ausmaß von 150 m² (siehe rot 
gekennzeichnete Liegenschaft im Teilungsentwurf des Ingenieurbüros für 
Vermessung und Geoinformation Ernst Resch, Beilage /.II) gemäß §§ 15 ff 
Liegenschaftsteilungsgesetz von der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, FN 
71396w, Praterstern 3, 1020 Wien, gemäß § 24 Bundesbahngesetz vertreten 
durch die ÖBB-Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, FN 249152a, 
Nordbahnstraße 50, 1020 Wien, zu erwerben. 
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2.  
Das Entgelt für die in Punkt 1 genannten Grundstücke beträgt gemäß 
Vereinbarung, Z.: 2016-0238-3107, (siehe Beilage /.I) € 3.236,00, die 
Bearbeitungskosten für die Leistungen der ÖBB-Immobilienmanagement GmbH 
betragen € 250,00 zuzüglich 20 % Umsatzsteuer. 

I. 
Herr Michael Resch verpflichtet sich und seine Rechtsnachfolger im Eigentum der 
Liegenschaft 2/3, EZ 7, KG 01907 Rekawinkel gegenüber der Stadtgemeinde 
Pressbaum: 
 
1. Das Entgelt in der Höhe von € 3.236,00 auf das Konto der ÖBB-Infrastruktur AG 
bei 
der UniCredit Bank Austria AG, IBAN: AT44 1100 0002 6281 8800, BIC: 
BKAUATWW unter Angabe des Verwendungszweckes (SAP-Auftragsnummer 
830050273021) zu überweisen, für die Leistungen der ÖBB-Immobilienmanagement 
GmbH die Bearbeitungskosten in der Höhe von EUR 250,00 zuzüglich 20 % 
Umsatzsteuer auf das Konto der ÖBB-Immobilienmanagement GmbH bei der 
UniCredit Bank Austria AG, IBAN: AT90 1200 0506 6263 1401, BIC: BKAUATWW zu 
überweisen, die Grunderwerbsteuer zu bezahlen und abzuführen sowie die in dieser 
Rechtssache angefallenen Kosten des Ingenieurbüros für Vermessung und 
Geoinformation Ernst Resch und die noch anfallenden Notariatskosten zu 
übernehmen. 
 
2. Sämtliche Verpflichtungen aus der Vereinbarung, Z.: 2016-0238-3107, siehe 
Beilage 
/.I, anstelle der Stadtgemeinde Pressbaum zu übernehmen. 

II. 
Dieser Vertrag wird zweifach ausgefertigt, jeder Vertragspartner erhält ein Exemplar. 
 
Änderungen oder Ergänzungen dieses Schuldübernahmevertrages bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Schriftform. 

Der Ausschuss für Bau-, Raumordnung, Hochwasserschutz, Verkehr, Kinder- und 
Jugendspielplätze, Stadtplanung und Entwicklung, Landwirtschaft hat in seiner 
Sitzung vom 29.08.2017 seine Zustimmung dazu erteilt. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 12 – Brunnengrundstücke - Karriegelsiedlung 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Ing. Kieseberg/Vzbgm. Gruber/ 
Im Jahre 1923 wurde die „Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft, 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung in Pressbaum“ auf dem 
Siedlungsgebiet rechte Bahngasse, die Siedlungsstraße und die Karriegelstraße 
gegründet. Das Siedlungsgebiet wurde durch die Genossenschaft direkt der 
Österreichischen Forstverwaltung (ohne Beteiligung der Gemeinde) abgekauft. Die 
Rodung des Hochwaldes sowie sämtliche Einrichtungen der Parzellen und 
Allgemeinplätze oblagen den Siedlern und wurden von diesen selbst errichtet bzw. 
bezahlt. Das Siedlungsgebiet umfasste die parzellierten Grundstücke, eine 
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Allgemeinnutzungsfläche, Straßen, Wege und 13 Schachtbrunnen, die (bis auf eine 
Ausnahme) auf jeweils zwei Parzellen angelegt waren, die dafür einen Teil ihres 
Grundstückes den Nachbarn zur Mitbenützung gewähren mussten.  
Für den Fall ihrer Auflösung, war in den Statuten der Genossenschaft für diese 
Brunnengrundstücke festgelegt, dass in diesem Falle „jeder Anrainer berechtigt ist, 
die an sein Grundstück bis zur Verlängerung der seitlichen Grenze anrainende 
Teilfläche in Besitz zu nehmen. Dieser Erwerb der Grundflächen habe – abgesehen 
von den Kosten für die Übertragung – unentgeltlich zu erfolgen.  
(siehe Beilage Schreiben Dr. Deinlein). 
In den folgenden Jahrzehnten bis 1998 wurde einige der besagten Grundstücke mit 
Garagen überbaut, exklusiv von den Anrainern als Brauchwasserquelle genutzt oder 
direkt in das Grundstück z.B. als Zufahrt zu einem Servitut, übernommen. Sämtliche 
Bauwerke oder Zufahrten auf diesen Teil-Brunnengrundstücken erhielten von der 
Gemeinde die Baubewilligung. Zum Teil wurde eine Einbeziehung des 
Brunnengrundstückes in die Parzelle sogar von der Gemeinde ausdrücklich 
gefordert, um die Bewilligung für ein „Fahnengrundstück“, als Zufahrt zu einem im 
hinteren Teil des Grundstückes gelegenes Haus zu erhalten! Jedenfalls wurden 
diese Grundstücke fast ausnahmslos durchgehend (zum Teil 85 Jahre lang) exklusiv 
von den Anrainern genutzt. 
In der Gemeinderatssitzung vom 25. 2. 1998 wurde entschieden, die 
„Brunnengrundstücke“ der Karriegelsiedlung dem „Öffentlichen Gut“ der Gemeinde 
Pressbaum einzuverleiben. Die Begründung war: „Da diese Flächen durch 30 Jahre 
hindurch ohne Beeinträchtigung von der Öffentlichkeit genutzt werden konnten, sind 
sie praktisch ersessen und können dem öffentlichen Gut gemäß § 1452 ff 
zugeschrieben werden.“ (siehe Beilage GR – 25.02.1998)) 
Dazu ist zu bemerken: 
Die Gemeinde begründete die Einverleibung dieser Grundstücke damit, die 
Grundstücke „ersessen“ zu haben, obwohl: 
+   die Gemeinde Pressbaum niemals Eigentümerin der Grundstücke war, 
+   niemals eine irgendwie geartete Nutzung oder auch nur Betreuung dieser  
     Grundstücke durch die Gemeinde (übrigens bis zum heutigen Tag nicht) erfolgte, 
+   Sehr wohl eine Nutzung (und Betreuung) dieser Grundstücke durch die an diese  
     Grundstücke angrenzenden Grundeigentümer, auf deren Grund ja – de facto – 

diese  
     Flächen gelegen sind, erfolgte. Und zwar nicht öffentlich, sondern ausnahmslos 

allein durch die Anrainer und über mehr als 30 Jahre.  Diese also mit Recht auf 
„ersessen“ plädieren können. 

+   viele dieser Flächen bereits vor vielen Jahrzehnten von den Anliegern als 
     Garagenplätze oder Grundstückszufahrten genutzt (und zum großen Teil 

überbaut)  
     wurden. Die Bauwerke, die auf diesen Grundstücken errichtet wurden, wurden 

durch die  
     Gemeinde (seit 1960!) ganz offiziell bewilligt! 
+   die Gemeinde selbst in einigen Fällen die Übernahme der „Brunnenparzelle“ in 

das  
     Grundstück verlangte (Voraussetzung für ein Servitut, bzw. „Fahnengrundstück“). 
Des weiteren ist in diesem Zusammenhang bemerkenswert: 
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Dass der GR-Beschluss vom 25. 2. 1998 definitiv auf „Übernahme ins Öffentliche 
Gut“ lautete, die Gemeinde diese Flächen aber, abweichend davon, als 
„Gemeindeeigentum“ im Grundbuch eintragen ließ! 
 
 

Kata- 
ster-
Nr. 

Straße 
Haus-

Nr. 
    

Nutzung  
als 

seit Bemerkung 

               518/2 Rechte 2b     Brunnen 1967 voll in das Grundstück Rechte Bahngasse 2 integriert. Brunnen allein  genutzt   Bahngasse 2c     Garage 1971 1971 Baubewilligung erteilt  519/3 Siedlungs- 13     Parkplatz 1971 Auto-Abstellfläche   straße 15a     Grund-Zufahrt 1971 1971  Baubewilligung  erteilt 
1976 Benützungsbewilligung 519/2 Siedlungs- 20     

Eingangsbereich 1969 Als Eingangsbereich des Grundstückes genutzt   straße 22     
Eingangsbereich 1969 Als Eingangsbereich des Grundstückes genutzt 522/2 Siedlungs- straße 4     Brunnen 1958 voll in das Grundstück Rechte Bahngasse 2 integriert (Fahnen-Grundstück ). 

Brunnen allein  genutzt     6           520/2 Karriegel- 4     Brunnen *) Alleinige Nutzung für Brauchwasser   straße 6     Brunnen *) Alleinige Nutzung für Brauchwasser 520/3 Karriegel- 14     Eingangsbereich   Als Eingangsbereich des Grundstückes genutzt   straße 16     Brunnen   nicht genutzt 520/4 Karriegel- 5           

  
straße 

7     Fläche   Zugangsweg zu Karriegelstr. 7 

520/5 Karriegel- 17          - - - - - - - -        - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

  
straße 

19   
  Brunnen *) Alleinige Nutzung für Brauchwasser 

520/6 Karriegel- 25   
  Garage 1963 1963 Baubewilligung erteilt  

  
straße 

27     Garage 1963 1963 Baubewilligung erteilt  

520/7 Karriegel- 48   
  Garage 1965 1965 Baubewilligung erteilt  

  
straße 

50     Eingangsbereich   Als Eingangsbereich des Grundstückes genutzt 

521/2 Karriegel- 45     Brunnen   derzeit nicht genutzt 

  
straße 

47      Zufahrt 1925 Grundstückszufahrt 

481/2 Karriegel- 56     Einfahrt 1970 Garagenzufahrt 

  
straße 

58   
  Brunnen 1960 Alleinige Nutzung für Brauchwasser 

 
 

  
 

 

             *) seit 
öffentliche 

Wasserversorgung 
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Wortmeldungen: Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Ing. Kieseberg 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
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Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge im Falle der 
„Brunnengrundstücke“ in der Karriegelsiedlung - wie in den Statuten der 
Genossenschaft ursprünglich vorgesehen - jedem Anrainer an eines der 
Brunnengrundstücke freizustellen, die an sein Grundstück angrenzende Teilfläche in 
Fortsetzung seiner Grundstücksgrenzen bis hin zur durch den Straßenverlauf 
gegebenen Grenze des öffentlichen Gutes, in Besitz zu nehmen. (Siehe Schreiben 
von Dr. Deinlein vom 20. Mai 1968). Diese Übertragung soll – wie in den Statuten 
vorgesehen – unentgeltlich erfolgen, der Gemeinde sollen dadurch jedoch keine 
Kosten erwachsen. 
Dem gegenüber sollen sämtliche anfallenden Kosten für die Übertragung, das sind: 

-  Kosten für die Vermessung, 
-  Kosten für die grundbücherliche Eintragung sowie eventuell notwendige 
-  Kosten für eine allfällige notwendige Rechtsbegleitung 

von den Anrainern getragen werden. 
Darüber hinaus sind der Gemeinde seitens der Anrainer auch sämtliche 
aufgelaufenen Kosten für Gemeindeabgaben sowie die anteilige 
Aufschließungsabgabe - entsprechend der Größe des jeweiligen Grundstückteils- zu 
entrichten. 
Nimmt ein Anrainer das Angebot zur Inbesitznahme des an sein Grundstück 
angrenzenden Brunnengrundstückes nicht an, so ist dieses (Teil-)Grundstück ins 
Öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum zu übertragen. 
Die einzelnen Verträge sind gemäß § 90 GO 1973 der Aufsichtsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen. Die Beschlussfassung gilt daher nur vorbehaltlich der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigungen. 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltungen: Vzbgm. Gruber, GR Ing. Ded, GR Langer 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 13 – Benützungsvertrag ÖBF – Busumkehrplatz Pfalzauerstraße 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter/W. Dibl/Mag. Schindlecker) 
Auf einer Teilfläche des Grundstückes 203/3, EZ 352, KG 01904 Pfalzau, die sich im 
Eigentum der ÖBF AG befindet, soll ein Busumkehrplatz im Ausmass von 400 m² 
errichtet werden. 
Zu diesem Zweck wurde folgender Vertrag vorbereitet: 
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Der Ausschuss für Bau-, Raumordnung, Hochwasserschutz, Verkehr, Kinder- und 
Jugendspielplätze, Stadtplanung und Entwicklung, Landwirtschaft hat in seiner 
Sitzung vom 29.08.2017 seine Zustimmung dazu erteilt. 
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den vorliegenden 
Bestandvertrag mit der ÖBF AG beschließen. 
Bedeckung: 1/612000-701000 Pachtzins ÖBF 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
StR Kalchhauser nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

Zu Top 14 – Löschungserklärung Hauptstraße 112 
Sachverhalt: (vorbereitet von UStR DI Brandstetter/Mag. Wallner) 
Löschung einer Reallast aus der Grundbuchseinlage 1139  
Das Notariat Fuchs & Reim hat am 07.06.2017 um Löschung der Reallast  
1a 510/1953 960/1953 1159/1957 (Reallast zur Bezahlung eines 80% 
Kostenbeitrages hins. Gst 61/32, 61/33, .776 für Gemeinde Pressbaum)  
aus der Grundbuchseinlage 1139 angesucht, sofern sich die Reallast für die 
Stadtgemeinde Pressbaum als gegenstandslos darstellt. 
Die gegenständliche Reallast ist durch die bestehenden Materiengesetze (NÖ 
Kanalgesetz 1977) obsolet geworden. 
So wurde z.B. für die Liegenschaft Hauptstraße 112 und 114 im Jahr 1997 vom 
Bürgermeister der Gemeinde Pressbaum die Kanaleinmündungsabgabe 
vorgeschrieben. Diese Abgabe wird für die Anschlussmöglichkeit an die öffentliche 
Kanalanlage vorgeschrieben und macht somit eine 65 Jahre alte Verpflichtung in 
Form eines zu erbringenden, prozentuellen Kostenanteils für die Kanalisation 
gegenstandslos. 
Es kann daher die in der Grundbuchseinlage 1139 nach wie vor festgehaltene 
Reallast 1a 510/1953 960/1953 1159/1957 gelöscht werden, ohne dass hierbei ein 
Nachteil für die Stadtgemeinde Pressbaum entsteht. 
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Löschung der Reallast zur Bezahlung eines 80% 
Kostenbeitrages hins Gst. 61/32, Gst. 61/33, .776 aus der Grundbuchseinlage 1139 
beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
StR Kalchhauser nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Zu Top 15 - Flächenabtausch ÖBB-Grundstücke mit öffentlichem Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum  
Sachverhalt: (vorbereitet von UStR DI Brandstetter/Mag. Wallner) 
Sowohl am 19.01.2017, als auch am 22.03.2017 fanden im Auftrag der 
österreichischen Bundesbahnen Vermessungen der ÖBB-eigenen Grundstücke im 



Gemeinderatssitzung am 27. September 2017 – öffentlicher Teil 

25  
Bereich der Josef Perger-Straße und des Rekawinkler Tunnels statt. Die 
Vermessungen wurden von der Senftner Vermessung ZT GmbH durchgeführt. 
Im Anschluss an die zweitgenannte Vermessung ergibt sich für die Stadtgemeinde 
Pressbaum die Möglichkeit, einen Flächenabtausch mit den ÖBB durchzuführen. 
Der Flächenabtausch würde das folgende bestehende Grundstück der 
Stadtgemeinde Pressbaum betreffen: 
Grundstück: 369/5, EZ. 1704, KG 01905 (Preßbaum) 
Dieses Grundstück ist Teil des öffentlichen Gutes (Josef-Perger Straße). Auf einem 
schmalen Streifen wurde das öffentliche Gut von Seiten der ÖBB schon vor längerer 
Zeit mit einer Wurfsteinmauer überbaut. Diese Mauer dient als wichtige Sicherung 
des Bahndamms. 
Im Zuge des Flächenabtausches soll jener schmale Streifen im Gesamtausmaß von 
198m² des öffentlichen Gutes (Grundstückes 369/5, EZ. 1704, KG 01905) dem ÖBB-
Grundstück 152/2, EZ. 636, KG 01905 (Preßbaum) zugewiesen werden. Die 
Wurfsteinmauer stünde nach dem Flächenabtausch auf Eigengrund der ÖBB. 
Im Gegenzug erhält die Stadtgemeinde Pressbaum ein 198m² großes Teilstück des 
ÖBB-Grundstückes 154/1, EZ. 636, KG 01907 (Rekawinkel).  
Das gewonnene Teilstück würde die sich bereits im öffentlichen Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum befindlichen Grundstücke 3/4, EZ. 471, KG 01907 
(Rekawinkel) und 30/3, EZ. 471, KG 01907 (Rekawinkel) in jenem Bereich 
miteinander verbinden, wo bisher auf über 100m Länge das ÖBB Grundstück direkt 
an die Rekawinkler Hauptstraße (B44) angrenzt.  
Der Stadtgemeinde Pressbaum würden durch das hinzugewonnene Grundstück 
Möglichkeiten zur Weggestaltung eingeräumt.  
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass ein 198m² großer Streifen des ÖBB-
Grundstückes 154/1, EZ. 636, KG 01907 (Rekawinkel) dem öffentlichen Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum zugewiesen wird und im Gegenzug 198m² großer 
Streifen des öffentlichen Gutes der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst. 369/5, EZ. 
1704, KG 01905 Preßbaum) dem ÖBB-Grundstück 152/2, EZ. 636, KG 01905 
(Preßbaum) zugewiesen wird. Der Stadtgemeinde Pressbaum fallen keine 
Geometerkosten an. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 16 – Teilweiser Übertrag von Gst.Nr. 306/3 in das öffentliche Gut - 
Frauenwart 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR Scheibelreiter/Michaela Kröss und Mag. Stefan 
Wallner) 
Gemäß dem Teilungsplan GZ. 2939/17, vom 13.06.2017 sollen die folgenden 
Trennstücke den folgenden Grundstücken zugeteilt werden und ins öffentliche Gut 
der Stadtgemeinde Pressbaum übernommen werden: Das Trennstück 1 des 
Grundstückes 306/3, EZ. 2881, KG 01905 (Preßbaum) im Ausmaß von 144m² wird 
dem Grundstück Nr. 306/2, EZ. 2871, KG 01905 (Preßbaum) zugewiesen. Das neue 
Grundstück ist im Privatbesitz der Stadtgemeinde Pressbaum. Das Trennstück 2 des 
Grundstückes 306/2, EZ. 2871, KG 01905 (Preßbaum) im Gesamtausmaß von 95m² 
wird dem Grundstück 306/3, EZ. 1704 (vormals EZ. 2881) KG 01905 (Preßbaum) 



Gemeinderatssitzung am 27. September 2017 – öffentlicher Teil 

26  
zugewiesen. Das Grundstück 306/3 wird von Privateigentum der Stadtgemeinde 
Pressbaum in öffentliches Gut der Stadtgemeinde Pressbaum umgewandelt. 
 
StR Scheibelreiter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Zuführung des Trennstücks 1 des Grundstückes 306/3, 
EZ. 2881, KG 01905 (Preßbaum) im Ausmaß von 144m² zum Grundstück Nr. 306/2, 
EZ. 2871, KG 01905 (Preßbaum) sowie die Zuführung des Trennstückes 2 des 
Grundstückes 306/2, EZ. 2871, KG 01905 (Preßbaum) im Gesamtausmaß von 95m² 
zum Grundstück 306/3, EZ. 1704 (vormals EZ. 2881) KG 01905 (Preßbaum) und den 
Übertrag des Grundstücks 306/3, EZ. 1704 (vormals EZ. 2881) KG 01905 
(Preßbaum) in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltungen: StR Kalchhauser, GR Ing. Pintar 
Mehrheitlich angenommen.  
Zu Top 17 – Kommunalsteuerförderung 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR Scheibelreiter/Kröss M.) 
Die Fa Fair Repair 7+GmbH hat um Kommunalsteuerförderung angesucht. Die Höhe 
der Förderung wäre € 3.176,46, das Ansuchen soll positiv abgeschlossen werden, 
die Richtlinien der Förderung werden erfüllt und bis dato sind alle Zahlungen erfolgt.  
Bedeckung: auf dem Konto 1/789000-756100 ist nur mehr die Summe von € 398,- 
vorhanden, der Rest wird vom Konto 1/771000-457000 und 1/789000-042000 
genommen. 
Es gibt eine einstimmige Empfehlung des Wirtschaftsausschusses. 
 
StR Scheibelreiter stellt den 
Antrag:  
Das Kommunalsteueransuchen der Fa. Fair Repair 7+GmbH wird positiv beantwortet 
und die Förderung in der Höhe von € 3.176,46 wird an die Firma ausbezahlt. 
Bedeckung: 1/789000-756100 € 398,-; 1/771000-457000 € 1.900,-; 1/789000-
042000 € 878,46 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Top 18 – Anschaffung MTF – FF Rekawinkel  
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Naber BA MA MSc /Mag. Hager) 
Die FF Rekawinkel hat vor einigen Jahren mit eigenen Mitteln ein gebrauchtes 
Mannschaftstransportfahrzeug aus den Beständen der FF Purkersdorf erworben. Da 
dieses MTF bereits 18 Jahre im Einsatz ist und normalerweise nach 15 Jahren 
ausgeschieden wird, benötigt die FF Rekawinkel ein dementsprechendes 
Ersatzfahrzeug. Die FF Rekawinkel hat ein Angebot für den Ankauf eines 
Probefahrzeuges/Vorführfahrzeuges, Marke Fiat Ducato Kombi, KM-Stand: 10.000, 
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von der Firma Magirus/Lohr eingeholt. Bei positiver Beschlussfassung könnte dieses 
Fahrzeug Ende September 2017 zur Verfügung stehen. Die Zahlung müsste am 2. 
Jänner 2018 erfolgen, sodass eine Bedeckung im Rahmen des VA 2018 ausreichend 
wäre. Die Eigenleistung der Feuerwehr Rekawinkel betragen ca. € 1.000,-. Die 
Kostensituation stellt sich wie folgt dar: 
Gesamtpreis:  € 54.860,01 Brutto 
Landesförderung:  - € 6.000,00 (Minimum) auf FF-Antrag durch NÖLFV 
MWST Rückerstattung: - € 9.162,16 durch die NÖLR 
NoVA Rückerstattung: - € 4.087,04 durch Antrag der FF beim Finanzamt 
Kaufpreis für die STG: € 35.610,81 
Bedeckung: VA 2018: HH-St.: 1/163000-040000 FF KFZ-Ankauf 
Wortmeldungen: Vzbgm. Wallner-Hofhansl, StR Scheibelreiter, GR Naber BA MA 
MSc 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge in seiner Sitzung vom 27. September 2017 auf Grund einer 
einstimmig positiven Empfehlung des zuständigen Ausschusses den Beschluss zum 
Ankauf des von der Firma Magirus/Lohr angebotenen 
Probefahrzeugs/Vorführfahrzeuges, Marke Fiat Ducato Kombi, KM-Stand: 10.000, 
gemäß Angebot vom 1. Juli 2017, zum Bruttopreis von € 54.860,01 mit der 
Bedeckung: VA 2018: HH-St.: 1/163000-040000 FF KFZ-Ankauf fassen. Die FF 
Rekawinkel hat die Gewährung + Überweisung der Landesförderung in der Höhe von 
zumindest € 6.000,00 über den NÖLFV sowie die Rückerstattung der NoVA beim 
zuständigen Finanzamt zu veranlassen. Die Stadtgemeinde wird bei der NÖ LR die 
mögliche Rückerstattung der Mehrwertsteuer nach Auslieferung des Fahrzeugs & der 
Rechnungsbegleichung beantragen. Weiters möge der Gemeinderat beschließen, 
dass das gegenständliche neue Fahrzeug im Rahmen der „Blaulicht-Superpolizze“ 
des NÖLFV zu versichern ist. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig  
GR Kerschbaum nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Top 19 - Subventionen 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Naber BA MA MSc / Mag. Hager) 
Folgende Subventionsansuchen wurden noch für das Haushaltsjahr 2017 bei der 
Stadtgemeinde eingebracht: 
a. Museumsverein Pressbaum 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 29. Mai 2017 sucht der Museumsverein Pressbaum um 
Refundierung der, mit den Vorarbeiten der Inventarisierung des Museums- und 
Archivbestandes entstandenen, Materialkosten in der Höhe von € 223,50 von der 
Haushaltsstelle „Heimatmuseum-Instandhaltung“ an.  
Subvention 2016: € 500,- 
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Subvention 2017: € 1.500,- (davon € 1.000,- ausbezahlt) 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 
Feuerwehr einstimmig eine Subvention für den Museumsverein Pressbaum zur 
Abdeckung der entstandenen Materialkosten. 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher dem Museumsverein 
Pressbaum eine Subvention in der Höhe von € 223,50 zukommen lassen. 
Bedeckung: Kto. 1/062000-728000 Sonstige Subventionen 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
b. Pfarre Rekawinkel 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 15. Juni 2017 sucht die Pfarre Rekawinkel um eine Subvention für 
die Glockenreparatur in der Höhe von € 400,- an. Da Glockenbestandteile und Teile 
der Läuteanlage der Pfarre Rekawinkel defekt waren, musste eine größere Reparatur 
durchgeführt werden. Diese Summe kann die Pfarre aufgrund der schwindenden 
Einnahmen, des Alters des Kirchengebäudes und der außerordentlichen Heizkosten 
des vergangenen Winters nicht alleine tragen. Die Pfarre Pressbaum hat die 
Begleichung der Rechnung von € 706,56 einstweilen übernommen, die Summe 
muss aber zeitnah zurückgezahlt werden. 
Subvention 2016: € 0,- 
Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 
Feuerwehr einstimmig eine Subvention für die Glockenreparatur. 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher der Pfarre Rekawinkel 
eine Subvention in der Höhe von € 400,00 zukommen lassen. 
Bedeckung: Kto. 1/062000-728000 Sonstige Subventionen 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
c. Verein „PatInnen für alle“ 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 19.10.2016 hat Frau Mag. Erika Kudweis als Obfrau des Vereins 
„PatInnen für alle“ – Patenschaften für Kinder und Jugendliche in Familien und 
Fremdenbetreuung sowie für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge bei der 
Stadtgemeinde Pressbaum um Förderung angesucht. Beide GründerInnen des 
Vereins, Frau Nora Binder und Frau Mag. Kudweis, sind aus Pressbaum. „PatInnen 
für alle“ organisiert und begleitet gelebte Patenschaften. Im Sommer 2016 konnten 
17 Patenschaften für Jugendliche in Wien, Purkersdorf und Gablitz vermittelt werden. 
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Weitere PatInnen sind bereits in Ausbildung. Am 01.12.16 wurden Frau Mag. 
Kudweis die geltenden Subventionsrichtlinien mit der Bitte übermittelt, ihr Ansuchen 
dementsprechend nachzubessern. Dies ist bis zur GR-Sitzung vom 22. Mai 2017 
nicht erfolgt.  Daher wurde vom Gemeinderat auch noch keine Subvention 
beschlossen. Von Seiten des Vereins gibt es den Wunsch, dass unsere Gemeinde 
ab 2018 ein Budget von ca. € 5.000,- für 5 Patenschaften bereitstellt, um Kindern, die 
in schwierigen Situationen stehen, eine Patin an die Seite zu stellen. Der finanzielle 
Aufwand wird für die Bezahlung einer Psychologin benötigt, die die Patin und die 
Familie begleitet. Die/Der Pate arbeiten ehrenamtlich auf Dauer, damit kein 
Beziehungsabbruch geschieht. Allerdings wurden bis dato noch immer keine 
ergänzenden Unterlagen ha. vorgelegt.  
Subvention 2016: € 0,-  
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 
Feuerwehr einstimmig keine Subvention des gegenständlichen Vereins, da das 
Ansuchen leider unvollständig geblieben ist. 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher dem Verein „PatInnen 
für alle“ keine Subvention zukommen lassen. 
Bedeckung: Kto. 1/061000-777000 Sonstige Subventionen 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltung: GR Langer, UStR Sigmund, GR Leininger  
Mehrheitlich angenommen 
 
d. ASV Pressbaum – Badminton – Internationales U15 Wienerwaldtunier 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 15. September 2016 suchte der ASV Pressbaum – Badminton um 
eine Subvention für das Internationale U15 Wienerwaldturnier vom 30. Juni bis 2. Juli 
2017 in der Höhe von € 1.500,- an. Es wurde erwartet, dass 8 bis 10 Mannschaften 
aus verschiedenen Ländern an dem Turnier teilnehmen werden und somit zwischen 
45 und 70 Spieler sowie deren Betreuer nach Pressbaum kommen werden. Der 
Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 22. Mai 2017 eine Subvention in der Höhe 
von € 500,- beschlossen. Da die Veranstaltung aber nicht stattgefunden hat, muss 
nunmehr der gefasste Gemeinderatsbeschluss widerrufen und der gegenständliche 
Antrag in weiterer Folge abgewiesen werden. 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge auf Grund einer 
einstimmigen Ausschussempfehlung seinen Subventionsbeschluss vom 22. Mai 
2017 widerrufen und den gegenständlichen Subventionsantrag abweisen, da die 
geplante Veranstaltung nicht stattgefunden hat. 
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Bedeckung: Kto. 1/269000-757000 Subvention an Sportvereine 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
e. Gemeinschaft Brot-Pressbaum 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 13. Mai 2017 sucht die Gemeinschaft Brot-Pressbaum um eine 
Subvention der Stadtgemeinde Pressbaum zur Finanzierung von Wohnraum für eine 
Flüchtlingsfamilie an. Das Wohnprojekt B.R.O.T. Pressbaum plant, eine ihrer 
Wohnungen (bis zu 65 m2) für eine geflüchtete Familie zur Verfügung zu stellen. Um 
den notwendigen Wohnraum zu finanzieren, läuft ab 05.05.17 eine Crowdfunding-
Kampagne, „Salz und Brot – Wohnraum für Flüchtlinge“. Ziel ist es, damit zumindest 
€ 21.000,- für einen Teil der Baukosten und Ausstattung für die Wohnung zu 
erhalten. Die Gemeinschaft Brot-Pressbaum hat ihre Kontaktanschrift in 2326 
Lanzendorf b. Wien. 
Subvention 2016: € 0,-  
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Die Damen und Herren des Gemeinderates mögen zustimmen, dass dieses Anliegen 
wegen mangelnder Bedeckung auf den Subventionskonten abgelehnt wird.  
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltung: GR Renner 
Mehrheitlich angenommen 
 
f. Villa Kunterbunt 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 13. April 2017 sucht die Villa Kunterbunt um Förderung für den 
Spielbetrieb 2017 in der Höhe von € 2.500,- an. Ohne Anerkennung der 
Stadtgemeinde Pressbaum würde die Villa Kunterbunt die Voraussetzung für eine 
Förderung durch die NÖ Landesregierung verlieren. Die durchgeführten und weiter 
geplanten Projekte sind aus Sponsoring und Einkünften von Mitgliedsgebühren leider 
nicht zu finanzieren. Für den Spielbetrieb 2016 erhielt die Villa Kunterbunt vom Amt 
der NÖ Landesregierung den Betrag von € 8.000,00.  
Subvention 2016: € 1.000,00 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher der Villa Kunterbunt 
eine Subvention in der Höhe von € 1.000,00 zukommen lassen. Da nicht mehr als € 
500,00 Bedeckung zur Förderung der bildenden Künste vorhanden sind, sollen die 
restlichen € 500,00 von der HH-St.: 1/062000-728000 Sonstige Subventionen 
kommen! 



Gemeinderatssitzung am 27. September 2017 – öffentlicher Teil 

31  
Bedeckung: Kto. 1/312000-757000 Förderung der bildenden Künste: € 500,00 
  Kto. 1/062000-728000 Sonstige Subventionen: € 500,00 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
g. USV Raika Immobilien Dräxler Pressbaum  
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 26. Juni 2017 sucht der USV Raika Immobilien Dräxler 
Pressbaum um eine Kostenbeteiligung in der Höhe von € 12.000,- an, um die 
dringend notwendigen Sanierungsmaßnahmen der Kabinen und der WC-Anlagen 
durchführen zu können. Die Fenster der beiden Kabinen werden in Eigenregie 
getauscht. Diesbezüglich liegt ein Angebot der Firma „MST Schramek“ in der Höhe 
von € 29.182,68 Brutto vor. GR Naber BA MA MSc informiert die 
Ausschussmitglieder, dass dieser einmalige Sonderbedarf zur Unterstützung der 
Sanierung vom USV bereits 2016 der STG gemeldet wurde. Eine Bedeckung wurde 
daher in der Haushaltsplanung 2017 vorgesehen.  
Subvention 2016: € 5.000,-  
Subvention 2017: € 4.500,- lt. GR vom 22. Mai 2017 
Wortmeldungen: GR Knapp, GR Naber BA MA MSc 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den  
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge daher dem USV Raika 
Immobilien Dräxler Pressbaum zur Finanzierung der oben beschriebenen 
Maßnahmen eine Kostenbeteiligung in der Höhe von € 12.000,- zukommen lassen. 
Bedeckung: Kto. 1/262000-777000 Zuschüsse für Sportplatz  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
GR Polzer nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Zu Top 20 – Heimatmuseum – Anmietung einer neuen Räumlichkeit 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Naber BA MA MSc/ Mag. Hager) 
GR Markus Naber BA MA MSc berichtet, dass es ein Mietangebot der GO 
Immobilien GmbH für eine Wohnung nächst des jetzigen Heimatmuseums in der 
Hauptstraße 79, Top 1, wie folgt gibt: Wohnfläche ca. 45 m2, geeignet für eine 
Erweiterung des bestehenden Heimatmuseums. Monatliche Mietkosten derzeit € 
576,89 Brutto, sohin für den Zeitraum Oktober – Dezember 2017: € 1.730,67 Brutto. 
Dazu kommt noch die Vergebührung des Mietvertrages in der Höhe von ca. € 300,-. 
Derzeit ist dafür keine Bedeckung gegeben. Für den VA 2018 kann die Bedeckung in 
Höhe von € 7.500,- natürlich eingeplant werden. Mit hoher Wahrscheinlichkeit 
werden dem Museumsverein bzw. der Stadtgemeine noch dementsprechende 
Adaptierungs-/Einrichtungskosten in derzeit noch unbekannter Höhe entstehen. Die 
Obfrau des Museumsvereins, Frau Gabriela Kraus, hat bei der Stadtgemeinde den 
Wunsch nach Anmietung deponiert.  
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Der Bürgermeister berichtet ergänzend, dass die Mietkosten schon mit Hr. Dr. Ofner 
nachverhandelt und reduziert wurden. Der Mietvertrag soll zwar unbefristet 
abgeschlossen werden, allerdings kann die Stadtgemeinde schriftlich am Ende jeden 
Quartals mit Wirkung zum nächstfolgenden Quartalsende kündigen.  
Mit Schreiben vom 28.08.17 hat sich Frau Mag. Nicole Springinklee mit dem 
Anliegen „Ortswechsel Heimatmuseum“ an den Gemeinderat der Stadtgemeinde 
Pressbaum gewandt. Sie bittet den Gemeinderat, lediglich den Ort des 
Heimatmuseums zu überdenken, und im besten Fall einen größeren Standort zu 
wählen. 
Der zuständige Gemeindeausschuss hat eine mehrheitlich positive Empfehlung zur 
Anmietung an den Gemeinderat abgegeben. 
Bedeckung für 2017 lt. Vorgabe Hr. StR DI Wiesböck Kto. 2/990000-963000 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab – diese ist 
dem Protokoll angehängt, GR Knapp, GR Renner, Vzbgm. Wallner-Hofhansl, GR 
Langer, GR Dr. Großkopf, UStR Sigmund, UStR DI Brandstetter, GR Söldner 
 
GR Markus Naber BA MA MSc stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge in seiner Sitzung vom 27. September 2017 den Beschluss 
fassen, die gegenständliche Wohnung für den Museumsverein zum Zwecke der 
Erweiterung des Heimatmuseums ab 1. Oktober 2017 unbefristet, zu monatlichen 
Gesamtbruttokosten von derzeit € 576,89, anzumieten. Die Bedeckung für die heuer 
noch anfallenden € 1.730,67 Brutto Miet- und Betriebskosten und die 
Mietvertragsvergebührung in der Höhe von ca. € 300,- erfolgt unter der unten 
angeführten Haushaltsstelle. Die notwendigen Adaptierungs- & Einrichtungsarbeiten 
sollen im Rahmen des VA 2018 vorgesehen werden. Damit ist die Durchführung der 
notwendigen Arbeiten nach Beschlussfassung des VA 2018 im Gemeinderat und 
somit voraussichtlich ab Jänner 2018 möglich. Im Mietvertrag ist für die 
Stadtgemeinde ein Kündigungsrecht am Ende jedes Quartals mit Wirkung zum 
nächstfolgenden Quartalsende vorzusehen. Damit kann in weiterer Folge dem 
Anliegen von Frau Mag. Nicole Springinklee nach einem Ortswechsel des 
Heimatmuseums leider nicht entsprochen werden, da es aus der Sicht der 
Stadtgemeinde sinnvoll ist, den bestehenden Standort beizubehalten und zu 
erweitern.  
Bedeckung für 2017 lt. Vorgabe Hr. StR DI Wiesböck Kto. 2/990000-963000 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltung:  Fraktion WIR, Fraktion Neos, Fraktion Grünen, GR Auer 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 21 – Beschluss überplanmäßige Bedeckung - Englisch im Kindergarten 
Sachverhalt: vorbereitet von StR Heise/R.Berger) 
Aufgrund der Empfehlung der NÖ Landesregierung sollte Englisch in den 
Landeskindergarten angeboten werden. Es gab dafür auch eine Förderung des 
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Landes, sodass das Angebot für die Gemeinden keine Kosten verursachte, sondern 
nur eine Vorauszahlung der Rechnung darstellte. Aufgrund dessen, dass das Land 
NÖ die Ausbildung der Pädagoginnen dahingehend gefördert hat, wurde die 
Förderung für den bezahlten Englischunterricht mit Ende 2016 eingestellt.  
Es wurde ein Vertrag mit Biku English Garden abgeschlossen. Im 
Landeskindergarten 1 wird der Englischunterricht bereits seit 2015 durch die 
Pädagoginnen durchgeführt. Im Landeskindergarten 2 war der Vertrag mit der Fa. 
Biku für das vergangene Kindergartenjahr noch aufrecht, da die Pädagoginnen 
keinen Englischunterricht bis dato anbieten konnten. Der Gemeinderat hat die 
Kündigung des Vertrages beschlossen. Diese wurde mit dem nächstmöglichen 
Kündigungstermin (Juli 2017) durchgeführt.  
Die Kosten für Englisch im Kindergarten für Dezember 2016 bis Juni 2017 belaufen 
sich auf 2.525,- Euro. Ab dem derzeitigen Kindergartenjahr fallen keine Kosten mehr 
an. 
 
StR Heise stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die überplanmäßige Ausgabe am Kto 1/24000-728200 
Englischunterricht im Kindergarten mit Euro 2.525,- beschließen.  
Bedeckung: Sollüberschuss 2016 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 22 – Neuer Vertrag Schulärztin 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR Heise/Riedinger Michael) 
Auf Grund der Tatsache, dass der Vertrag mit der Schulärztin der Volksschule 
Pressbaum, Fr. Dr.med.univ. Veronika Steirer per 31. Dezember 2017 ausläuft, ist 
eine neue Vertragserrichtung per 01. Jänner 2018 notwendig. 
Dazu wurden von Fr. Mag. Schindlecker die entsprechenden rechtlichen 
Informationen eingeholt. Die Grundaussage dazu ist, dass es keine 
Ausschreibungspflicht gibt. 
Da man nach Rücksprache mit der derzeitigen Schulärztin Frau Dr. Steirer sehr 
zufrieden ist, wurde diese gefragt ob Sie weiter Schulärztin in Pressbaum bleiben 
möchte. Dem hat sie sehr gerne zugestimmt. 
Das Honorar dazu beträgt € 13,98 pro untersuchtem(r) Schüler/In. 
Wortmeldungen: StR Scheibelreiter, StR Heise, GR Langer, GR Dr. Großkopf 
 
StR Heise stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den folgenden Vertrag für die 
Tätigkeit als Schulärztin an der Volksschule Pressbaum mit Fr. Dr. med.univ. 
Veronika Steirer auf unbestimmte Zeit abschließen. Dazu sind beide 
Vertragsparteien berechtigt, den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von sechs 
Monaten jeweils zum Monatsletzten aufzukündigen.  



Gemeinderatssitzung am 27. September 2017 – öffentlicher Teil 

34  
Eine Bedeckung ist unter der HHSt 1/211000-728020 gegeben. 

 
W e r k v e r t r a g 

Abgeschlossen zwischen der Stadtgemeinde Pressbaum  
einerseits und 
Frau Dr. med.univ. Veronika Steirer, 3032 Eichgraben Burwegstraße 76 
andererseits wie folgt: 

I. 
Die Stadtgemeinde Pressbaum als gesetzlicher Schulerhalter beauftragt Frau Dr. 
med.univ. Veronika Steirer mit der schulärztlichen Tätigkeit für die Volksschule 
Pressbaum, laut Gemeinderatsbeschluss des Gemeinderates der Stadtgemeinde 
Pressbaum vom 25. September 2017. 

II. 
Das Vertragsverhältnis beginnt mit 01. Jänner 2018 und wird auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen. 
Beide Vertragsparteien sind berechtigt, den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von 
sechs Monaten jeweils zum Monatsletzten aufzukündigen. 

III. 
Die schulärztliche Tätigkeit umfasst die Überwachung der biologischen Entwicklung 
der Schuljugend, die Mitwirkung bei Feststellung der Ursachen von Fehlleistungen, die 
Beratung der Direktion, des Lehrkörpers sowie der Eltern (Erziehungsberechtigten) in 
schulärztlichen und allgemein schulhygienischen Angelegenheiten sowie in Fragen 
der Gesundheitserziehung, wie dies im Schulunterrichtsgesetz § 3 (1) c, in der jeweils 
gültigen Fassung, festgelegt ist. 

IV. 
Zu diesen Aufgaben gehören insbesondere: 

 Die Untersuchung aller zu betreuenden Schüler/Innen, bei Schuleintritt 
innerhalb der ersten drei Monate des Schuljahres, in den übrigen Schulstufen 
jährlich mindestens einmal so, dass eine sichere Aussage über die 
gesundheitliche Eignung im Allgemeinen, für zB Schikurse und 
Schulveranstaltungen mit sportlichem Schwerpunkt, insbesondere 
Schwimmen, getroffen werden kann. 

 Aufgrund dieser Untersuchung 
a) Die Begutachtung der gesundheitlichen und körperlichen Eignung für eine 

bestimmte Schulart. 
b) Die Begutachtung, ob ein Schüler/In aus gesundheitlichen Gründen an 

einzelnen Pflichtgegenständen und Pflichtveranstaltungen nicht teilnehmen 
kann. 

 Die Eintragung der Untersuchungsergebnisse in ein Gesundheitsblatt in einer 
Form, dass eine weitere medizinische Abklärung der Überwachung möglich ist. 

 Die Kennzeichnung der Gesundheitsblätter von Schülern/Innen deren 
Gesundheitszustand eine weitere medizinische Abklärung oder Überwachung 
notwendig macht, mit dem Vermerk „Überwachungsschüler/In“ (zB bei Diabetes 
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mellitus, Epilepsie ect.), sowie nach Möglichkeit eine mindestens zweimal 
jährlich erfolgende Überwachung der Schüler/Innengruppe.  

 Die Benachrichtigung der Eltern (Erziehungsberechtigten) gesundheitlich 
gefährdeter Schüler/Innen vom Gesundheitszustand deren Kinder über die 
Volksschuldirektion. 

 
 Die Überprüfung aller Einrichtungen der Schule zur Ersten Hilfe-Leistung 

(Heilmittel, Verbandskasten, Schikurs- und Sanitätstaschen, Trage usw.). 
 Die Paraphierung und Ergänzung des von der Volksschuldirektion vorgelegten 

schulärztlichen Jahresberichtes. 
                                                                 V. 

Die Notwendigen Maßnahmen, insbesondere der Terminplan für die schulärztlichen 
Untersuchungen, sind im Einvernehmen mit der Volksschuldirektion festzulegen.  

VI. 
Bei Verhinderung verpflichtet sich die Schulärztin, für die Dauer der Verhinderung eine 
Vertretung namhaft zu machen. 
Die Schulärztin ist jedoch nicht berechtigt, die Durchführung der schulärztlichen 
Tätigkeit aufgrund dieses Vertrages ohne Zustimmung der Stadtgemeinde Pressbaum 
einer dritten Person zu übertragen. 

VII. 
Die Volksschule Pressbaum hat einen geeigneten Raum bereitzustellen, der die 
Vorbereitung und Durchführung der schulärztlichen Untersuchungen ermöglicht, 
wobei auf eine räumliche Nähe zu Umkleidemöglichkeiten Rücksicht zu nehmen ist. 

VIII. 
Sollte die Schulärztin Impfungen an der Volksschule Pressbaum durchführen, so 
gebührt ihr ein besonderes Entgelt. 

IX. 
Die Honorierung der Schulärztin erfolgt nach der Zahl der untersuchten Kinder; diese 
ist durch die Gesundheitsblätter belegt. 
Das Honorar pro untersuchtem Schüler/In beträgt € 13,98 pro Schuljahr. Das Honorar 
ändert sich im selben Ausmaß, wie sich das Gehalt eines Gemeindebeamten der 
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, nach der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, 
LGBl 2440, verändert. Stichtag ist jeweils der 1. September. 
Die Abrechnung der Honorierung der Schulärztin ist von der Volksschuldirektion 
gegenzuzeichnen. Um Vorlage der Honorarnote wird jeweils in der zweiten 
Schuljahreshälfte, nämlich im Budgetjahr, gebeten. 

X. 
Die Stadtgemeinde Pressbaum ist zur sofortigen Auflösung des Vertrages berechtigt, 
wenn die Durchführung der vereinbarten Tätigkeiten wesentliche Mängel aufweist. 

XI. 
Dieser Vertrag wird in einer Urschrift ausgefertigt, welche die Stadtgemeinde 
Pressbaum als gemeinsame Urkunde verwahrt.  
Der Vertragsarzt und die NÖ Ärztekammer erhalten eine Abschrift des Vertrages. 
…………………………………….        ……………………………………….. 
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Die Schulärztin                                    Für die Stadtgemeinde Pressbaum 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

Top 23 – Schulische Nachmittagsbetreuung – Elterntarife neu ab 01.01.2018 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR Heise/Riedinger M.) 
Es handelt sich um die Erhöhung der Elternbeiträge für die schulischen 
Nachmittagsbetreuungen an der Volksschule Pressbaum.  
Eine Erhöhung ab 1.1.2018 begründet sich wie folgt:  

 Das Land NÖ fordert eine kostendeckende Betreibung der SNB. 
 Bedingt durch die erhöhte Anzahl der Gruppen war die Einstellung einer 

weiteren Servicekraft unabdingbar. 
 Trotz einer Erhöhung der Elternbeiträge ist der Kostenanteil für die 

Stadtgemeinde Pressbaum mittlerweile bereits ein sehr hoher. 
 Soziale Härtefälle werden wie immer gesondert betrachtet. Anträge dazu 

können im Anlassfall an die Stadtgemeinde Pressbaum gerichtet werden. 
 Die aktuellen Beiträge dazu, welche bis 31.12.2017 gelten lauten wie folgt: 

bis 31.12.2017 monatlich 

1-2 Tage € 40,00 

3 Tage € 61,00 

4 Tage € 82,00 
5 Tage € 103,00 

 

 

  

  

  

  
Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR Heise, GR Knapp, GR Dr. Großkopf, UStR 
Sigmund, Vzbgm. Gruber, Bgm. Schmidl-Haberleitner 

StR Heise stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge einer Erhöhung der 
Elternbeiträge zur schulischen Nachmittagsbetreuung an der Volksschule laut 
untenstehender Tabelle ab dem 1. Jänner 2018 zustimmen: 
ab 01.01. 2018 monatlich 
  
1-2 Tage €   55,- 
3 Tage €   75,- 
4 Tage €   95,- 
5 Tage € 115,- 
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Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Dagegen: StR Kalchhauser, GR Leininger, GR Renner, GR DI Nekhan 
Enthaltungen: UStR Sigmund, Vzbgm. Gruber, GR Auer, GR Ing. Ded, GR Soder 
MSc, GR Langer, Fraktion Neos, GR Mag. Jedlaucnik, GR Ing. Pintar 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 24 – Zusatz zum Stadtsaal-Leihvertrag (Essen Nachmittagsbetreuung) 
Wird abgesetzt 
 
Zu Top 25 – Grundsatzbeschluss Ankauf der Liegenschaft Hauptstraße 26 
Ankauf Brosig Grundstück 
3021 Pressbaum, Hauptstraße 26 
Sachverhalt: (vorbereitet Vzbgm. Gruber/StR DI Wiesböck) 
Die Liegenschaft, die sich derzeit im Besitz mehrerer Personen befindet (Vertreter 
der Erben, Dr. Ehrenberger) soll durch deren rechtsfreundliche Vertretung verkauft 
werden. 
 
 

 
 
Lage und Preis 

 Grundstück Nr. 14/1 ELZ 704 KG Preßbaum 3.573 m² 
 Lage im Bauland Kerngebiet, 40 % bebaubar mit Bauklasse 2-3 
 Grundstücke in derart zentraler Lage Wert ca. € 400,-/m² 
 Im Zuge einer Verlassenschaft derzeit verkäuflich 
 Freie Grundstücke im Wiener Umland zu bekommen ist schwierig 
 Grundstückspreise z.T. astronomisch 
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 Zuzug somit primär vermögende „Junge“ 
 Keine Möglichkeit für Ältere oder für junges Wohnen (Erstauszug von zu 

Hause) 
 Stadtgemeinde Pressbaum akutes Interesse 

o Reservefläche für Gemeinde (z.B. KIGA, FFW stehen kurz vor einer 
Entscheidung) 

o Bebauung mit Projektentwickler für kleine Wohneinheiten und tw. 
Wohnungen für Gemeinde für Sozialfälle 

 Angebotspreis dzt. € 510.000,- (€ 142,74/m²)  
 
Bei einem Ankauf soll mit einem professionellen Projektentwickler die Standortfrage 
für kleine Geschäfte, Büros etc. erörtert werden. Zusätzlich ist geplant, kleinere 
Wohneinheiten zu errichten, um den jungen Menschen in unserer Region leistbaren 
Wohnraum für den Start in ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. 
Das Grundstück soll von der PKomm angekauft werden. Die Herstellung der 
notwendigen Liquidität soll durch einen Gesellschafterzuschuss durch die 
Stadtgemeinde Pressbaum hergestellt werden. 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab – diese ist 
dem Protokoll angehängt, Vzbgm. Gruber, GR Ing. Ded, GR Dr. Großkopf, GR 
Renner 
 
Hr. Vzbgm Gruber stellt den  
Antrag: 
Die Stadtgemeinde Pressbaum bekundet gegenüber Dr. Ehrenberger das Interesse 
das Grundstück Nr. 14/1 ELZ 704 KG Preßbaum 3.573 m² zum Preis von € 510.000,- 
erwerben zu wollen. Der Kaufvertrag soll von der Pressbaumer Kommunal GesmbH 
mit Dr. Ehrenberger abgeschlossen werden. 
Die Stadtgemeinde Pressbaum wird der PKomm zur Herstellung der Liquidität die 
dafür notwendigen Mittel in Form eines Gesellschafterzuschusses zur Verfügung 
stellen. Die Bedeckung ist durch Mehreinnahmen des Jahres 2017 gegeben. 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Enthaltungen: Fraktion Neos, Fraktion Wir, GR Renner, GR Auer 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 26 – Geschenkannahme – Sponsoren Spielplatz Karriegel 
Sachverhalt: (Vizebgm. Wallner-Hofhansl, Vizebgm. Gruber, A.Hajek) 
In der GR-Sitzung am 28.06.2017 wurde die Errichtung eines 
Generationenspielplatzes am Karriegel beschlossen. Dazu wurde eine Grundfläche 
von den ÖBF mit Bestandsvertrag abgeschlossen. 
Es konnten für die Errichtung folgende Sponsoren gefunden werden: 
Fa. Braunias – Hilfe bei Material und Arbeiten 
Fa. WDS – 300 Euro 
Fa. Denk – 300 Euro 
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Fa. Dräxler – Ankauf einer Nestschaukel im Wert von Euro 2.000 
Verein Pfadfinder Pressbaum – ein Tisch und zwei Bänke 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum bedankt sich ganz herzlich für die 
großzügige Unterstützung. 
 
Vzbgm. Gruber stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Geschenkannahme für den Spielplatz Karriegel 
beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 27 – Resolution Atomkraftwerk 
Betreffend: Tschechischer Atommüll in Grenznähe von Niederösterreich – Nein 
Danke! 
Seit Jahren sind Standorte nahe der Grenzregion zum Waldviertel für ein 
Atommüllendlager in Diskussion. Derzeit sind zumindest 7 potentielle Standorte für 
ein solches in Tschechien bekannt, darunter auch Čihadlo gerade einmal 21 
Kilometer von der Niederösterreichischen Grenze entfernt. In der aktuellen Phase 
des laufenden Auswahlprozesses soll bis Ende 2018 eine erste Einschränkung auf 4 
Standorte erfolgen an denen Tiefenbohrungen vorgesehen sind. Besonders 
besorgniserregend für Niederösterreich ist beim derzeitigen intransparenten 
Auswahlprozess, dass darüber hinaus auch Standorte nahe der Atomkraftwerke 
Temelin und Dukovany im Gespräch sind. 
Es ist für Niederösterreich inakzeptabel Atommüllendlager in Grenznähe errichten zu 
wollen und gleichzeitig keine aktive Mitsprache für die niederösterreichische 
Grenzbevölkerung durch die tschechischen Behörden vorzusehen. Die 
Endlagersuche in Tschechien beunruhigt die Bürgerinnen und Bürger, da die 
potentielle Nachbarschaft zu einem Atommüllendlager neben Umweltschäden auch 
nachteilige Auswirkungen und Imageschäden für den Tourismus, Biolandwirtschaft, 
Grundstückswerte und die generelle Entwicklung der Grenzregionen mit sich bringen 
kann. 
Bisher hatte die niederösterreichische Öffentlichkeit keine Möglichkeit ihre Bedenken 
im Auswahlprozess ausreichend einzubringen. Auch der künftige Auswahl- und 
Genehmigungsprozess sieht derzeit keine aktive Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger vor. Die Umweltverträglichkeitsprüfung für den finalen Standort im Jahre 2025 
oder sogar erst danach, bei der die grenzüberschreitende österreichische Beteiligung 
noch völlig offen gelassen wurde, ist zu spät angesetzt. 
Die Folgen eines atomaren Unfalls in einem der grenznahen Atomkraftwerke wären 
bereits jetzt katastrophal. Die zusätzliche Gefährdung durch die in Tschechien 
angepeilte grenznahe Atommüllendlagerung muss im Interesse einer sicheren 
Zukunft unseres Bundeslandes sowie der Gesundheit der niederösterreichischen 
Bevölkerung und nachfolgender Generationen verhindert werden. 
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UStR Sigmund stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge folgende Resolution beschließen: 
"1) Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum spricht sich im Sinne der 
Antragsbegründung entschieden gegen ein Atommüllendlager in Grenznähe zu NÖ 
aus. 
2) Die NÖ Landesregierung und die Bundesregierung werden aufgefordert zur 
Wahrung der österreichischen Interessen und zum Schutz der niederösterreichischen 
Bevölkerung entschieden gegen ein Atommüllendlager in Grenznähe einzutreten und 
in Verhandlungen mit den Nachbarstaaten ein grenzüberschreitendes, transparentes 
Verfahren mit österreichischer grenzüberschreitender Öffentlichkeitsbeteiligung ehe 
baldigst einzufordern. Und darüber hinaus weiterhin mit Nachdruck auf EU-Ebene für 
einen offensiven Ausbau der Energieeffizienz und der Erneuerbaren Energien 
einzutreten.“ 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 28 – Heizung Wirtschaftshof 
Sachverhalt: 
Der Ausschuss GEE hat sich in seiner Sitzung am 6.9.2017 mit dem Thema 
auseinandergesetzt.  
Es wurden Angebote für Heizungen Gas und Pellets eingeholt. 
Zusätzlich wurde ein Angebot von StR Brandstetter für eine Hackgutanlage sowie ein 
Angebot zur Errichtung des Containers zur Lagerung von Hackschnitzel eingeholt. 
Sämtliche Angebote finden sich in der GR-Mappe. 
Es liegt folgende Tabelle von Wirtschaftshofdir. Gundacker vor: 
Zu dieser Tabelle wurde bereits vom Ausschuss klargelegt, dass die Kosten für die 
bereits investierte Gasanlage nicht zu berücksichtigen sind und dass die Förderung 
um € 10.000 zu erhöhen ist. 
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Es liegt folgende Tabelle von StR DI Brandstetter vor:   
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Zur Berechnung der Heizkosten wurden hierbei folgende Grundannahmen 
herangezogen: 
60000 kWh Jahresverbrauch 
Gas: aktuelle Preise laut Abrechnung Bauhof 
Pellets: Preise laut Einkaufsgemeinschaft 
Hackgut € 20,- pro Schüttmeter (ein Schüttmeter entspricht 1000kWh) 
3% jährliche Preissteigerung über der Inflationsrate 
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D.h.: Die reinen Investitionskosten liegen zw. € 74.000,- für Gasheizung, rund € 
170.000,- für Pelletheizung sowie rund 180.000,- für Hackgutheizung. 
Zu berücksichtigen wären noch die jährlichen Heizkosten. (Ein Vergleich hängt ab 
von den Annahmen über die jährlichen Preissteigerungen) 
Barwert der Heizkosten für 20 J.: 
Preissteigerung  Gas Pellets Hackgut 

0% 
      
103.380,00  

     
53.300,00  

      
24.000,00  

1% 
      
113.816,23  58.680,65 26.422,80 

2% 
      
125.593,10  64.752,49 29.156,84 

3% 
      
138.892,97  71.609,55 32.244,45 

 
D.h.: Bei den reinen Heizkosten ist Hackgut am günstigsten gefolgt von Pellets und 
Gas.  
Vorteile Hackgut: günstigste Variante – regionaler Brennstoff – Zukauf in 
Neulengbach möglich. 
Hackgut ist wirklich aus der Region und Anbotseinholung ist deshalb dahingehend 
erweitert worden. 
Vorteil Pellets: Lagerung weniger Platzbedarf als bei Hackgutheizung (jährlicher 
Bedarf lagerbar im Container (18 Tonnen)) (Nächster Zulieferer befindet sich in 
Ybbs.)  
Vorteil Gasheizung: geringste Investitionskosten, geräuschärmer und geringste 
Staubentwicklung.  
Einstimmige Empfehlung des Ausschusses GEE: 
Aufgrund der div. Diskussionen wird keine Empfehlung vom Ausschuss abgegeben - 
Hinweis auf Berücksichtigung des e5-Leitbildes. (aus dem Jahr 2013 – veröffentlicht 
auf der Homepage der Stadtgemeinde Pressbaum) 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab, diese wird 
dem Protokoll angehängt, UStR DI Brandstetter, GR Mag. Jedlaucnik, UStR 
Sigmund, GR Knapp, StR DI Wiesböck 
 
GR Knapp stellt einen  
Gegenantrag: 
Der GR möge die Entscheidung für die Errichtung einer Gasheizanlage treffen und 
die Auftragsvergabe an den Bestbieter beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: die Minderheit des Gemeinderates 
Dagegen: UStR Sigmund, StR Scheibelreiter, Vzbgm. Gruber, Bgm. Schmidl-
Haberleitner, Vzbgm. Wallner-Hofhansl, StR DI Wiesböck, UStR DI Brandstetter, StR 
Heise, GR Ing. Strombach, GR Dr. Großkopf, GR Naber BA MA MSc, GR Ing. Ded, 
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GR Soder MSc, GR Renner, GR Leininger, GR Ehnert, GR Polzer, GR Hejda, GR 
Tweraser 
Enthaltungen: GR Kerschbaum, GR Söldner, GR DI Kieseberg 
Mehrheitlich abgelehnt 
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag  
Der Gemeinderat möge die Entscheidung für die Errichtung einer 
Hackschnitzelanlage am Wirtschaftshof treffen und die Auftragsvergabe dazu an 
Bestbieter (nach Bundesvergabegesetz) erteilen und die Fa. Petrovic laut Angebot 
beauftragen mit Maximalkosten von insgesamt. € 190.000,- beschließen. Die 
Vergabe hat unter Bedachtnahme der Bedeckung zu erfolgen. 
Bedeckung: 1/820000-010000 Gebäude VA 2017 € 85.000 – bereits ausgegeben € 
11.966,- für div. Umbauarbeiten – verfügbar per 19.09.2017 € 73.000,- der 
Restbetrag von ca. € 130.000,- sind im VA 2018 zu budgetieren. 
Entscheidung: 
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates  
Dagegen: Fraktion Wir, GR Knapp, GR Auer 
Enthaltungen: Fraktion FPÖ 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 29 - GPS für Dienstfahrzeuge 
Wird abgesetzt 
 
Zu Top 30 – Vorberatung: Hundeabgabenverordnung 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Wiesböck/Berger Robert) 
Die bisherige Verordnung, beschlossen in der GR Sitzung am 24.11.2015, soll durch 
den nachstehenden Verordnungsentwurf mit der 5%igen Erhöhung für Hunde mit 
erhöhtem Gefährdungspotential und auffällige Hunde, sowie für alle übrigen Hunde 
ersetzt werden. 
Von der Erhöhung unberührt bleibt der jährliche Abgabebetrag für Nutzhunde von € 
6,54 (§ 2 Abs. 1 NÖ Hundeabgabegesetz 1979 idgF).  
Es gibt eine mehrheitliche Empfehlung des Finanzausschusses. 
 
StR DI Wiesböck stellt den  
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge folgende Verordnung über 
die Erhebung der Hundeabgabe beschließen: 
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Entscheidung:  
Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 
Dagegen: Fraktion Neos, GR Mag. Jedlaucnik 
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 31 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 
1.Dringlichkeitsantrag: 
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Strombeschaffung 2019 bis 2021, Teilnahme an der Ausschreibung BBG GZ 
2201.03029 der Bundesbeschaffung GmbH 
Sachverhalt: (vorbereitet von UStR DI Brandstetter/ Mag. Schindlecker) 
Derzeit ruft die Stadtgemeinde Pressbaum Strom über die Rahmenvereinbarung 
„Lieferung elektrischer Energie 2017-2018“ ab, welche am 31.12.2018 ausläuft.  
Um die Anschlussversorgung ab 2019 rechtzeitig sicherzustellen, bereitet die BBG 
die Folgeausschreibung GZ 2201.03029 „Lieferung elektrischer Energie 2019-2021“ 
vor. 
Die BBG schreibt insgesamt über 1.100 GWh elektrische Energie pro Lieferjahr aus 
und ist somit der größte Beschaffer von Strom für öffentliche Auftraggeber in 
Österreich. Aufgrund der Bündelung großer Strommengen von Kunden, der 
regionalen und technischen Losgestaltung sowie der Strombeschaffung über einen 
längeren Zeitraum kann auch die Stadtgemeinde Pressbaum von den 
Energiepreisen profitieren. 
Die Experten der BBG übernehmen für alle Kunden die Ausschreibung gemäß 
Bundesvergabegesetz, das Vertragsmanagement, allfällige Lieferantenwechsel, die 
Koordination der Beschaffung und die anschließende Preisfixierung. 
Die Stadtgemeinde Pressbaum möchte wieder an dem Los „UZ 46“ teilnehmen. 
Die Kosten der Ausschreibung werden über die V-Charge abgerechnet, diese wird 
auf den Energieanteil mit 1,5% bemessen. 
Um an der Ausschreibung verbindlich teilzunehmen, ist eine rechtsgültig unterfertigte 
Vollmacht an die BBG zu übermitteln mit folgendem Inhalt: 
 

VOLLMACHT  

Mit der Unterfertigung bestätigen wir 
__________________________________________________,  

dass wir verbindlich an der Ausschreibung BBG GZ 2201.03029 der 
Bundesbeschaffung GmbH (Strombeschaffung für 2019 bis 2021 mit 
Kündigungsmöglichkeit durch die BBG bzw. den Lieferanten nach dem zweiten Jahr) 
teilnehmen und als Auftraggeber in der Ausschreibung genannt werden wollen.  

Mit Unterfertigung bevollmächtigen wir die Bundesbeschaffung GmbH (BBG), uns bei 
allen Maßnahmen, die notwendig sind, gegenüber den jeweils für unsere 
Abnahmestellen in Betracht kommenden Verteilernetzbetreibern zu vertreten, um 
einen Bezug von elektrischer Energie durch den Bestbieter für das relevante Los der 
Ausschreibung BBG GZ 2201.03029 am Standort bzw. den Standorten zu 
ermöglichen. Insbesondere ist die BBG bevollmächtigt, das Wechselmanagement 
namens und auftrags des Kunden durchzuführen, sowie alle sich aus den 
Marktregeln ergebenden Maßnahmen, die zum Bezug von elektrischer Energie 
notwendig sind, zu veranlassen und notwendige Daten zu übermitteln und 
anzufordern, sowie bei entsprechendem gesonderten Auftrag durch den Kunden 
allenfalls derzeit noch bestehende Energielieferverträge bei dem bisherigen 
Energielieferanten zu kündigen.  
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Weiters wird der Kunde die BBG, auf dessen gesondertes Verlangen, in Einzelfällen 
auch zur Vertretung vor Behörden in energierechtlichen Angelegenheiten 
bevollmächtigen, um die Lieferung mit elektrischer Energie zu gewährleisten bzw. 
aufrecht zu erhalten. Der BBG kommt für diese Tätigkeit kein gesonderter 
Entgeltsanspruch zu.  

Diese Vollmacht ist bis zum Ende der Vertragslaufzeit der Rahmenvereinbarung 
BBG GZ 2201.03029 unwiderruflich und wir stimmen der Unwiderruflichkeit hiermit 
ausdrücklich zu. Die BBG ist berechtigt einen Unterbevollmächtigten zu bestellen, 
dem die gleichen Rechte und Pflichten übertragen bzw. eingeräumt werden. 
 
UStR DI Brandstetter stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Bevollmächtigung der BBG gemäß vorliegender 
Vollmacht und die verbindliche Teilnahme an der Ausschreibung BBG GZ 
2201.03029 der Bundesbeschaffung GmbH (Strombeschaffung für 2019 bis 2021 mit 
Kündigungsmöglichkeit durch die BBG bzw. den Lieferanten nach dem zweiten Jahr) 
beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

Zu Top 32 - Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses - PKOMM 
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Zu Top 33 – Berichte 
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 Bgm. Schmidl-Haberleitner: Es liegt ein Schreiben von StR Kalchhauser 

bezüglich Heimatmuseum vor, dieses wurde allen Gemeinderäten, direkt von 
StR Kalchhauser übersendet und hat somit der gesamte Gemeinderat davon 
Kenntnis erhalten. Das Schreiben wurde zur Bearbeitung und Klärung des 
Inhaltes dem Ausschuss für Vereine übergeben. 

 Verein MOKI bedankt sich für die finanzielle Unterstützung 
 GR DI Nekham: bedankt sich im Namen von Fr. Gabriele Kraus für die 

Ermöglichung an der Teilnahme des Kustodenkurses 
 UStR Sigmund: Erhebung der Zweitwohnsitzer – Ersuchen um Mitteilung der 

Auswertung – Bgm. Schmidl-Haberleitner teilt mit, dass die Frist noch nicht 
abgelaufen ist 

 GR Dr. Großkopf: E-mobil Pressbaum: Fördervertrag wurde unterzeichnet 
 GR Leininger: Kleidertauschparty und Interkulturelles Fest 
 StR Kalchhauser: Führung Wildalpen, Termin wird ausgeschickt 
 GR Naber BA MA MSc: Kraftsportverein feiert 105 Jahre am kommenden 

Wochenende 
 GR Kerschbaum: 1.10. Rekawinkler Frühschoppen 
 UStR DI Brandstetter: 11.10. 18.30 Uhr Hotel Wiental E5 – Infoveranstaltung 

zum Klimawandel  
 StR Scheibelreiter: 8.11, 19.00 Uhr im Rathaus - AMS Veranstaltung für 

Arbeitgeber 
 
Der Bürgermeister schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 21.47 Uhr. 

V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:     Die Schriftführerin: 

 

 

.......................................    ………………………… 

Josef Schmidl-Haberleitner (ÖVP)           Michaela Kröss 

 

Die Protokollprüfer: 

 

 

…………………………………..   ............................................ 

StR Irene Heise (ÖVP)    Vzbgm. Alfred Gruber (SPÖ)  
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.......................................................   ................................................ 

StR Wolfgang Kalchhauser (WIR)  StR Anna-Leena Krischel Bakk.phil. (FPÖ) 

 

 

......................................................       ………………………………………………… 
GR Christine Leininger (GRÜNE)   GR Tanja Ehnert (NEOS) 
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